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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. August 1959 

7 — 80400 — 3447/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur 
Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in 
der Bauwirtschaft und weitere Änderungen 
und Ergänzungen des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Zweites Änderungsgesetz zum AVAVG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 208. Sitzung am 10. Juli 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf, wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen zur Förderung der ganzjährigen Beschäf- 
tigung in der Bauwirtschaft und weitere Änderungen und 
Ergänzungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

(Zweites Änderungsgesetz zum AVAVG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 

3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt ge- 
ändert durch Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1069), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. Dem § 42 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung kann der Bundesanstalt für die 
Durchführung zwischenstaatlicher Vereinbarun- 
gen und für die Durchführung der Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 2 Weisungen erteilen." 

2. Dem § 43 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) ■ Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung kann der Bundesanstalt für die 
Durchführung zwischenstaatlicher Vereinbarun- 
gen und für die Durchführung der Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 2 Weisungen erteilen." 

3. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. nach den Nummern 1 oder 2 versichert 
sein würden, wenn sie nicht auf Grund 
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung 
von der Pflicht zur Krankenversicherung 
befreit wären,". 

b) ln Absatz 2 werden die Worte „Grundwehr- 
dienstes oder einer Wehrübung von mehr 
als einer Woche " ersetzt durch die Worte 
„Grundwehrdienstes, einer Wehrübung von 
mehr als einer Woche oder des zivilen 
Ersatzdienstes". 

4. ln §§ 57, 74 Abs. 3, § 87 Abs. 5 und § 146 
werden die Worte „Invalidität oder Berufsun- 
fähigkeit" ersetzt durch die Worte „Berufs- 
unfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit". 

5. In § 70 werden die Worte „dem Ablauf" er- 
setzt durch das Wort „Beginn". 


6. § 87 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für je weitere zweiundfünfzig Wo- 
chen im Geltungsbereiche dieses Gesetzes 
versicherungs- und beitragspflichtiger Be- 
schäftigung innerhalb der letzten drei Jahre 
vor der Arbeitslosmeldung besteht ein An- 
spruch für je weitere achtundsiebzig Tage. 
Beschäftigungen, nach denen der Arbeits- 
lose Arbeitslosengeld oder Unterstützung 
aus der Arbeitslosenhilfe bezogen hat oder 
ohne Anwendung der §§78 bis 81, 83, 98 
oder 99 bezogen haben würde, begründen 
diesen Anspruch nicht. § 85 Abs. 1 Satz 2 
und 3 und § 86 sind entsprechend anzu- 
wenden." 

b) Als Absatz 3a wird eingefügt: 

„(3a) Die Dauer des Anspruchs mindert 
sich um die Tage, für die der Arbeitslose 
während der Beschäftigung im Sinne der 
Absätze 1 und 2 Schlechtwettergeld bezogen 
hat." 

7. In § 88 Abs. 2, § 93 Abs. 2, § 95 Abs. 1 und 2 
und in der Anlage zu § 90 Abs. 6 werden je- 
weils die Worte „§ 90 Abs. 6" ersetzt durch 
die Worte „§ 90 Abs. 10". 

8. § 89 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 5 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Der Anspruch auf den Familienzuschlag 
ruht ferner, wenn der Anspruch auf Kinder- 
geld deshalb nicht besteht, weil die Vor- 
aussetzungen des § 3 Abs. 2 und 4 des Kin- 
dergeldgesetzes vorliegen." 

b) In Absatz 6 Nr. 1 werden die Worte „ist, 
die ein Dritter, insbesondere die Sozialver- 
sicherung für ihn gewährt" ersetzt durch 
die Worte „werden kann, die ein Dritter 
für ihn gewährt oder zu gewähren hat". 

c) In Absatz 6 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„Stillegungsvergütung" ein Komma und das 
Wort „Schlechtwettergeld" eingefügt. 

d) Absatz 6 Nr. 3 wird gestrichen. 
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9. § 90 erhält folgende Fassung; 

„§ 90 

(1) Der Hauptbetrag des Arbeitslosengeldes 
bemißt sich hach dem im Bemessungszeitraum 
in der Arbeitsstunde durchschnittlich erzielten 
Arbeitsentgelt, vervielfacht mit der Zahl der 
Arbeitsstunden, die sich als Durchschnitt der 
tariflichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeits- 
zeit der Beschäftigungsverhältnisse im Bemes- 
sungszeitraum ergibt. 

(2) Bemessungszeitraum sind die letzten, 
insgesamt zwanzig Tage mit Anspruch auf Ar- 
beitsentgelt umfassenden Lohnabrechnungszeit- 
räume der versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung, durch die die Anwartschaftszeit erfüllt 
wird. 

(3) Arbeitsentgelt, das nach Monaten be- 
messen ist, gilt als in der Zahl von Arbeits- 
stunden erzielt, die sich ergibt, wenn die Zahl 
der vereinbarten regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitsstunden mit dreizehn vervielfacht und 
durch drei geteilt wird. Arbeitsentgelt sind 
auch die Bar- und Sachbezüge eines Lehrlings. 
Einmalige Zuwendungen bleiben außer Betracht. 

(4) Als tarifliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit ist zugrunde zu legen, 

1. wenn ein Tarifvertrag für Teile des 
Jahres eine unterschiedliche regel- 
mäßige wöchentliche Arbeitszeit vor- 
sah, die wöchentliche Arbeitszeit, 
die sich als Jahresdurchschnitt ergibt, 

2. wenn keine tarifliche Arbeitszeit be- 
stand, die tarifliche Arbeitszeit für 
gleiche oder ähnliche Beschäftigungen 
oder, falls auch eine solche tarifliche 
Regelung nicht bestand, die für glei- 
che oder ähnliche Beschäftigungen 
übliche, 

3. wenn nicht nur vorübergehend we- 
niger als die tariflichen oder üblichen 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeits- 
stunden vereinbart waren, die ver- 
einbarte Arbeitszeit. 

(5) Der Hauptbetrag bemißt sich für Arbeits- 
lose, die im Bemessungszeitraum des Absat- 
zes 2 als Heimarbeiter beschäftigt waren, nach 
dem durchschnittlichen Arbeitsentgelt, das der 
Beitragsberechnung in den letzten zehn Wo- 
chen der versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung, durch die die Anwartschaftszeit erfüllt 
wird, zugrunde gelegt worden ist. In den Zeit- 
raum von zehn Wodien sind Tage der Krank- 
heit und Wochenfeiertage nicht einzurechnen, 
soweit für diese Tage das Arbeitsentgelt nicht 
oder nur teilweise gewährt worden ist. Ab- 
satz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(6) Als Arbeitsentgelt ist der Bemessung zu- 
grunde zu legen 

1. für die Zeit einer versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung, für die Beiträge 
an die Seekrankenkasse zu entrich- 


ten waren, die Durchschnittsheuer, 
die der Beitragsberechnung von der 
Seekrankenkasse zugrunde gelegt 
worden ist, 

2. für die Zeit einer versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung als Lehrling min- 
destens ein Arbeitsentgelt von 10 
Deutsche Mark wöchentlich, 

3. für die Zeit einer Versicherung nach 
§ 56 Abs. 2 und einer Beschäftigung, 
die nach § 86 als versicherungspflich- 
tig gilt, das Arbeitsentgelt nach Ab- 
satz 7. 

(7) Wäre die Bemessung nach den Absät- 
zen 1 bis 6 mit Rücksicht auf die von dem 
Arbeitslosen in den letzten drei Jahren vor der 
Arbeitslosmeldung überwiegend ausgeübte be- 
rufliche Tätigkeit unbillig hart, so bemißt sich 
der Hauptbetrag des Arbeitslosengeldes nach 
dem am Wohn- oder Aufenthaltsort des Ar- 
beitslosen (§ 170) maßgeblichen tariflichen oder 
mangels einer tariflichen Regelung dem orts- 
üblichen Arbeitsentgelt derjenigen Beschäfti- 
gung, für die der Arbeitslose nach seinem 
Lebensalter und seinem Leistungsvermögen 
unter billiger Berücksichtigung seines Berufes 
und seiner Ausbildung in Betracht kommt. 

(8) Kann der Arbeitslose infolge tatsäch- 
licher oder rechtlicher Bindungen nicht mehr 
ein Arbeitsentgelt erzielen, das der Bemessung 
des Hauptbetrages zugrunde zu legen wäre 
oder zugrunde liegt, so ist Absatz 7 für die 
Zeit, während der diese Bindungen vorliegen, 
entsprechend anzuwenden. 

(9) Ein höheres Arbeitsentgelt als 25 Deut- 
sche Mark täglich, 175 Deutsche Mark wöchent- 
lich oder 750 Deutsche Mark monatlich darf 
nicht zugrunde gelegt werden. 

(10) Der Hauptbetrag richtet sich nach der 
dem Gesetz beigefügten Tabelle. Der Familien- 
zuschlag beträgt 6 Deutsche Mark wöchentlich. 
Hauptbetrag und Familienzuschlag dürfen zu- 
sammen den Höchstbetrag der dem Gesetz bei- 
gefügten Tabelle nicht überschreiten." 

10. § 96 Abs. 1 Nr. 3 wird gestrichen. 

11. § 103 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Bemessung des Hauptbetrages des Ar- 
beitslosengeldes ist für jeden Tag einer 
unständigen Beschäftigung als Hafenarbei- 
ter das tarifliche Arbeitsentgelt für eine 
Arbeitsschicht zugrunde zu legen." 

b) Satz 3 wird gestrichen. 

12. Dem § 106 Abs. 1 werden folgende Sätze 4 
bis 6 angefügt; 

„Der Berechnung ist das Arbeitsentgelt nach 
Abzug von Steuern, Sozialbeiträgen und Wer- 
bungskosten zugrunde zu legen. Der Verwal- 
tungsausschuß des Landesarbeitsamtes kann 
mit Zustimmung des Verwaltungsrates für die 
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Abzüge einheitliche Pauschbeträge für ein 
Hafengebiet festsetzen. Nachgewiesene höhere 
Abzüge sind zu berücksichtigen." 

13. § 119 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
ist in einem Betriebe bis zu sechsundzwanzig 
Wochen zulässig. Der Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung kann bei außergewöhn- 
lichen Verhältnissen auf dem Arbeitsmarkt 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung die Gewährung des Kurz- 
arbeitergeldes in einzelnen Wirtschaftszweigen, 
auch bezirksweise, bis zu vierzig Wochen für 
zulässig erklären." 

14. § 121 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung; 
„Für die Bemessung des Kurzarbeitergeldes 
ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt (Kurz- 
lohn) und neun Zehnteln des Arbeitsentgel- 
tes maßgebend, das der Kurzarbeiter ohne 
den Arbeitsausfall in der betriebsüblichen 
Arbeitszeit als Vollohn erzielt hätte." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Das Kurzarbeitergeld wird nach vier 
Leistungsgruppen in Vomhundertsätzen des 
nach Absatz 1 maßgeblichen Unterschiedsbetra- 
ges gewährt. Die Vomhundertsätze richten sich 
nach der dem Gesetz beigefügten Tabelle." 

c) Als Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt unter Berücksichtigung 
der Familienverhältnisse durch Rechtsverord- 
nung den Personenkreis der einzelnen Lei- 
stungsgruppen. Er kann die Zuordnung zu einer 
Leistungsgruppe unter Verwendung von Lohn- 
steuerklassen nach den steuerlichen Vorschrif- 
ten vornehmen." 

15. § 124 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In der Krankenversicherung ist für Zei- 
ten des Bezuges von Kurzarbeitergeld bei der 
Bemessung der Barleistungen der Vollohn nach 
§ 121 Abs. 1 Satz 1 zugrunde zu legen. § 180 
Abs. 1 Satz 3 der Reichsversicherungsordnung 
bleibt unberührt." 

16. § 127 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „§ 90 
Abs. 4 Nr. 1 und Abs. 5" ersetzt durch die 
Worte „§ 90 Abs. 6 Nr. 1 und Abs. 9". 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung; 
„Die Stillegungsvergütung richtet sich nach 
der dem Gesetz zu § 90 Abs. 10 beigefüg- 
ten Tabelle." 

17. In den Vierten Abschnitt wird hinter § 143 
folgender Unterabschnitt C eingefügt; 

„C. Förderung der ganzjährigen Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft 

§ 143a 

(1) Der Verwaltungsrat kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit und So- 


zialordnung zulassen, daß angemessene Zu- 
schüsse oder Darlehen zu den durch das Bauen 
in der witterungsungünstigen Zeit (Schlecht- 
wetterzeit) den Bauherren verursachten Mehr- 
kosten gewährt werden können. Vorteile, die 
durch die frühere Fertigstellung des Baues ent- 
stehen, sind zu berücksichtigen. Bauten der 
öffentlichen Hand sind von der Förderung aus- 
genommen. 

(2) Für Maßnahmen, die nach den §§ 140 
und 141 gefördert werden, dürfen keine Zu- 
schüsse oder Darlehen nach Absatz 1 gewährt 
werden. 

§ 143b 

Der Verwaltungsrat kann zulassen, daß Un- 
ternehmen des Baugewerbes Darlehen oder 
Zinszuschüsse für die Beschaffung von Geräten 
und Einrichtungen gewährt werden können, um 
die Durchführung von Bauten in der Schiecht- 
wetterzeit zu ermöglichen. 

§ 143c 

Die Bundesanstalt kann Leistungen nach § 130 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 sowie Zuschüsse zu Fahr- 
kosten zum Besuch der Ehefrau oder der Kin- 
der anläßlich von Arbeitsausfällen aus zwin- 
genden witterungsbedingten Gründen Arbeit- 
nehmern des Baugewerbes gewähren, wenn das 
Beschäftigungsverhältnis während der Schlecht- 
wetterzeit aufrechterhalten wird. Die Zuschüsse 
zu diesen Fahrkosten dürfen insgesamt die 
Fahrkosten von zwei Heimfahrten während der 
Schlechtwetterzeit nicht übersteigen. § 130 
Abs. 3 und § 137 Abs. 1 gelten entsprechend. 

§ 143d 

(1) In Betrieben des Baugewerbes wird in 
der Schlechtwetterzeit Schlechtwettergeld ge- 
währt, wenn 

1. a) den Arbeitnehmern in der 

Schlechtwetterzeit aus Witterungs- 
gründen nicht außerordentlich ge- 
kündigt werden kann, 
b) der Betrieb unter den Geltungs- 
bereich eines Tarifvertrages fällt, 
der ungeachtet des tariflichen Ur- 
laubs einen vollen Ausgleich für 
den Lohnausfall für mindestens 
acht Kalendertage vorsieht und in 
. diese Regelung die Weihnachts- 
feiertage und der Neujahrstag ein- 
bezogen sind, 

2. der Arbeitsausfall eines vollen Ar- 
beitstages ausschließlich durch zwin- 
gende witterungsbedingte Gründe ver- 
ursacht und dem Arbeitsamt, in des- 
sen Bezirk die Baustelle liegt, vom 
Arbeitgeber unverzüglich angezeigt 
wird. Wenn der Arbeitsausfall vom 
Arbeitgeber nicht unverzüglich an- 
gezeigt wird, kann die Betriebsver- 
tretung die Anzeige erstatten. Auf 
tägliche Anzeigen kann bis zur 
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Wiederaufnahme der Arbeit ver- 
zichtet werden. 

(2) Zwingende witterungsbedingte Gründe 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 liegen nur vor, 
wenn atmosphärische Einwirkungen (Regen, 
Schnee, Frost usw.) oder deren Folgewirkungen 
so stark oder so nachhaltig sind, daß die Fort- 
setzung der Arbeit technisch unmöglich ist 
oder den Arbeitnehmern nicht zugemutet wer- 
den kann. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt durch Rechtsverordnung, 
in welchen Betrieben des Baugewerbes die Ge- 
währung von Schlechtwettergeld zulässig ist. 

§ 143e 

(1) Anspruch auf Schlechtwettergeld hat, wer 

1. auf einem witterungsabhängigen Ar- 
beitsplatz bei Beginn des Arbeits- 
ausfalles in einer arbeiterrenten- 
und arbeitslosenversicherungspflichti- 
gen Beschäftigung steht, 

2. mit der Arbeit mindestens an einem 
vollen Arbeitstag in der Kalender- 
woche aussetzen muß. 

(2) Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht 
nur für Tage, an denen die Arbeit ganz aus- 
fällt (Ausfalltage) und nur, solange das Ar- 
beitsverhältnis ungekündigt fortbesteht. 

(3) Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht 
nicht für Zeiten des Urlaubs und für Wochen- 
feiertage, für die Lohnzahlungspflicht besteht. 
Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht ferner 
nicht für Personen, die nicht berufsmäßig in 
der Hauptsache als arbeitslosenversicherungs- 
pflichtige Arbeitnehmer tätig zu sein pflegen, 
und für Arbeitnehmer, die auf Grund ihrer Tä- 
tigkeit im Betrieb bisher auch in der witte- 
rungsungünstigen Jahreszeit beschäftigt wor- 
den sind. §§ 77, 96 Abs. 1 Nr. 1 und § 97 gel- 
ten entsprechend. 

(4) Die §§ 78 und 80 sind für eine vom Ar- 
beitsamt zugewiesene Arbeit mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß das Schlechtwettergeld für 
die Tage zu versagen ist, an denen Arbeits- 
entgelt hätte erzielt werden können. 

(5) § 84 Abs. 1, 3 und 4 und §§ 94, 98 und 99 
gelten entsprechend. 

§ 143f 

Der Verwaltungsrat kann mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung die Gewährung des Schlechtwettergeldes 
für den Geltungsbereich dieses Gesetzes oder 
unter Berücksichtigung besonderer klimatischer 
Verhältnisse für einzelne Bezirke befristen. 

§ 143g 

(1) Das Schlechtwettergeld beträgt in der 
Leistungsgruppe I 45 vom Hundert, in der Lei- 
stungsgruppe II 49 vom Hundert, in der Lei- 
strungsgruppe III 53 vom Hundert und in der 


Leistungsgruppe IV 57 vom Hundert des 
Bruttoarbeitsentgelts, das der Arbeitnehmer im 
täglichen Durchschnitt des letzten Lohnzah- 
lungszeitraumes vor Eintritt des jeweiligen Ar- 
beitsausfalles erzielt hat. Von diesem Brutto- 
arbeitsentgelt ist das je Ausfalltag aus einer 
unselbständigen oder selbständigen Tätigkeit 
erzielte oder zu beanspruchende Einkommen 
abzusetzen. § 90 Abs. 9 und § 123 gelten ent- 
sprechend. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt unter Berücksichtigung 
der Familienverhältnisse durch Rechtsverord- 
nung den Personenkreis der einzelnen Lei- 
stungsgruppen. Er kann die Zuordnung zu einer 
Leistungsgruppe unter Verwendung von Lohn- 
steuerklassen nach den steuerlichen Vorschrif- 
ten vornehmen. 

§ 143h' 

Das Schlechtwettergeld ist steuerrechtlich wie 
das Arbeitslosengeld zu behandeln. 

§ 143i 

In der Krankenversicherung gilt für Personen, 
denen Schlechtwettergeld gewährt worden ist, 
§ 124 entsprechend mit der Maßgabe, daß an 
Stelle des Vollohnes nach § 121 Abs. 1 Satz 1 
das Bruttoarbeitsentgelt nach § 143g Abs. 1 
Satz 1 tritt. 

§ 143k 

Für die Unfallversicherung der Empfänger 
von Schlechtwettergeld gilt § 115 entsprechend, 
soweit auf Grund des § 188 Abs. 4 Meldepflicht 
nach § 179 angeordnet ist. 

§ 1431 

(1) Das Schlechtwettergeld wird auf Antrag 
von der Bundesanstalt gewährt. Der Antrag ist 
vom Arbeitgeber unter Beifügung der Stellung- 
nahme der Betriebsvertretung spätestens einen 
Monat nach dem Ende der Schlechtwetterzeit 
bei dem für die Baustelle zuständigen Arbeits- 
amt einzureichen. 

(2) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitsamt die 
Voraussetzungen für die Gewährung des 
Schlechtwettergeldes nachzuweisen. Auf das 
Verfahren sind die Vorschriften über das Lei- 
stungsverfahren mit Ausnahme der §§ 170 bis 
173, 180, 181 und 184 entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) Im übrigen gelten die Vorschriften des 
§ 188 Abs. 3 bis 5 sinngemäß. 

§ 143m 

(1) Arbeitgeber in Betrieben des Baugewer- 
bes sind unbeschadet des § 53 verpflichtet, Ent- 
lassungen auf Baustellen in der Schlechtwetter- 
zeit dem zuständigen Arbeitsamt unter Angabe 
der Baustelle und der Zahl der vor der Entlas- 
sung beschäftigten Arbeitnehmer 'unverzüglich 
anznzeigen, es sei denn, daß eine Anzeige nach 
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§ 15 des Kündigungsschutzgesetzes erstattet 
worden ist. 

(2) Arbeitnehmer der nach Absatz 1 melde- 
pflichtigen Betriebe, die außerhalb des Bezirkes 
des für ihren Arbeitsplatz zuständigen Arbeits- 
amtes wohnen und nicht täglich an ihren Wohn- 
ort zurückkehren, haben sich im Falle ihrer Ent- 
lassung bei dem für den Arbeitsplatz zuständi- 
gen Arbeitsamt persönlich zu melden. Das Ar- 
beitslosengeld oder die Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe ist für vierundzwanzig Tage 
zu versagen, wenn die Meldung ohne triftigen 
Grund nicht persönlich erfolgt. §§ 81 und 82 
gelten entsprechend. § 78 gilt auch, wenn die 
Arbeitsaufnahme vor der Arbeitslosmeldung 
verweigert oder vereitelt wird. 

§ 143n 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt nach Anhörung des Ver- 
waltungsrates durch Rechtsverordnung den 
Zeitraum, der als Schlechtwetterzeit im Sinne 
dieses Gesetzes gilt. Er kann für einzelne Be- 
zirke unterschiedliche Zeiträume bestimmen. 

(2) Der Präsident der Bundesanstalt regelt 
Näheres über das Verfahren bei der Erstattung 
der Anzeige nach § 143d Abs. 1 Nr. 2 und nach 
§ 143m Abs. 1 sowie bei der Meldung nach 
§ 143m Abs. 2, 

(3) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung Richtlinien zur Durchführung der 
§§ 143a bis 143m, insbesondere über das Ver- 
fahren. Er kann die Leistungen pauschalieren 
und die Gewährung von Vorschüssen und Ab- 
schlagszahlungen zulassen sowie die Verzin- 
sung und Tilgung von Darlehen abweichend 
von den Richtlinien über die Anlage von Mit- 
teln der Bundesanstalt regeln, insbesondere die 
Gewährung zinsloser Darlehen und von Zu- 
schüssen zulassen, wenn der Zweck damit er- 
reicht werden kann." 

18. In § 145 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b werden die 
Worte „oder nach § 65 versicherungsfrei sind" 
gestrichen. 

19. § 146 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Anspruch auf Unterstützung besteht nicht 
vom Beginn des Monats an, in dem der Arbeits- 
lose das fünfundsechzigste Lebensjahr voll- 
endet." 

20. § 148 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. in dem Falle des § 145 Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe b das Arbeitsentgelt, das sich 
aus der entsprechenden Anwendung des 
§ 90 Abs. 1 bis 7 und 9 ergibt." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Kann der Hauptbetrag nicht nach den 
Absätzen 1 oder 2 bemessen werden, so ist 
§ 90 Abs. 7 entsprechend anzuwenden. Das 
gleiche gilt, wenn die Gewährung der Un- 


terstützung nach einem Bemessungsentgelt 
der Absätze 1 oder 2 mit Rücksicht auf die 
von dem Arbeitslosen zuvor überwiegend 
ausgeübte berufliche Tätigkeit unbillig hart 
wäre." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) § 90 Abs. 8 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, daß § 90 Abs. 7 auch bei vermin- 
dertem Leistungsvermögen des Arbeitslosen 
entsprechend anzuwenden ist. Ist der Un- 
terstützung im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 
ein Arbeitsentgelt nach § 90 Abs. 8 zugrunde 
gelegt worden oder zugrunde zu legen und 
sind tatsächliche oder rechtliche Bindungen, 
die für die Bemessung des Arbeitslosengel- 
des maßgebend waren, ganz oder teilweise 
fortgefallen, so ist der Hauptbetrag nach 
dem Arbeitsentgelt neu zu bemessen oder 
zu bemessen, das dem Arbeitslosengeld 
ohne Berücksichtigung der nicht mehr be- 
stehenden Bindungen zugrunde zu legen 
gewesen wäre." 

21. In § 150 Abs. 4 Nr. 5 werden hinter dem Wort 
„Bundesversorgungsgesetzes" ein Komma und 
die Worte „die Renten, die in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Bundesver- 
sorgungsgesetzes über die Grundrente für Be- 
schädigte gewährt werden," eingefügt. 

22. Dem § 160 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„,(5) Die Einzugsstellen sind an Erklärungen 
der Bundesanstalt zu Rechtsfragen von grund- 
sätzlicher Bedeutung gebunden." 

23. In § 183 Nr. 3 werden die Worte „Invaliden- 
rente nach der Reichsversicherungsordnung, 
Ruhegeld nach dem Angestelltenversicherungs- 
gesetz, Knappschafts- oder Knappschaftsvoll- 
rente nach dem Reichsknappschaftsgesetz" er- 
setzt durch die Worte „Rente aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung". 

24. § 185 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Hat der Empfänger Bezüge im Sinne des 
§ 96 Abs. 1 oder Leistungen im Sinne des § 149 
Abs. 4 Satz 1 trotz des Rechtsüberganges nach 
§ 96 Abs. 2 oder § 149 Abs. 4 Satz 2 und 3 er- 
halten, so gelten insoweit die nach § 96 Abs. 2 
oder § 149 Abs. 4 Satz 1 gewährten Leistungen 
nach diesem Gesetz als zu Unrecht gewährt und 
sind zurückzufordern. Soweit der leistungs- 
pflichtige Dritte an den Empfänger nicht mit be- 
freiender Wirkung geleistet hat, haften der Lei- 
stungspflichtige und der Empfänger als Gesamt- 
schuldner. Satz 1 ist entsprechend anzuwenden, 
wenn der Empfänger von einer Verbindlichkeit 
befreit worden ist, weil der leistungspflichtige 
Dritte der Bundesanstalt oder dem Bund gegen- 
über mit einer Forderung gegen den Empfänger 
rechtswirksam aufgerechnet hat. Die Sätze 1 
bis 3 sind in den Fällen des § 205 entsprechend 
anzuwenden." 

25. § 209 erhält folgende Fassung: 

.§ 209 

(1) Der Erlaß von Rechtsvorschriften nach § 41 
Abs. 1, § 42 Abs. 2, § 43 Abs. 2, § 52 Abs. 1, § 54 
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Abs. 2, § 55 Abs. 1 und 2, § 59 Abs. 2, § 66 Abs. 2 
Nr. 2, § 116 Abs. 1, § 119 Abs. 1 Satz 2 , § 121 
Abs.3, § 143dAbs. 3, § 143g Abs. 2, § 143nAbs. 1, 
§ 144 Abs. 3, § 145 Abs. 3, § 149 Abs. 6, § 153 
Abs. 2 , §§ 159, 164 Abs. 2 Nr. 3, § 188 Abs. 5, 
§ 197 bedarf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)." 

26. In § 212 Abs. 1 Nr. 4 werden nach den Worten 
„Voraussetzungen nach" die Worte „§ 1431 Abs. 2 
Satz 1 oder" eingefügt. 

27. In § 216 Nr. 3 werden nach den Worten „§ 53 
Abs. 1" die Worte „oder § 143m Abs. 1" einge- 
fügt. 

28. Die Anlagen zu § 121 Abs. 2 und zu § 127 Abs. 2 
werden durch die diesem Gesetz beigefügte An- 
lage zu § 121 Abs. 2 ersetzt. 


Artikel II 

(1) Hat der Arbeitslose die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf Arbeitslosengeld vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes erfüllt, so sind § 90 Abs. 1 bis 7 
und § 103 AVAVG in der Fassung des Artikels I die- 
ses Gesetzes nicht anzuwenden. 

(2) Hat der Arbeitslose die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
füllt, so sind die §§103 und 148 Abs. 1 Nr. 2 AVAVG 
in der Fassung des Artikels I dieses Gesetzes nicht 
anzuwenden. 

(3) Anordnungen auf Grund des § 1 19 Abs. 1 Satz 2 
AVAVG in der vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes geltenden Fassung werden durch § 119 Abs. 1 
AVAVG in der Fassung des Artikels I dieses Ge- 
setzes nicht berührt. 

(4) § 121 Abs. 1 und 2, § 127 und die Anlage zu 
§ 121 Abs. 2 AVAVG in der Fassung des Artikels 1 
dieses Gesetzes sind mit Beginn des Zahlungszelt- 
raumes anzuwenden, der nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes beginnt. 


Artikel III 

(1) Ist die Unterstützung aus der Arbeitslosenhiilfe 
überwiegend nach einem Arbeitsentgelt aus der Zeit 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bemessen wor- 
den oder zu bemessen, so ist auf Antrag abweichend 
von § 148 AVAVG als Bemessungsentgelt das Arbeits- 
entgelt zugrunde zu legen, das sich ergeben würde, 
wenn dem Arbeitslosen Arbeitsentgelt nach den tarif- 
lichen Vorschriften gewährt worden wäre, die am 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes galten. So- 
weit eine tarifliche Regelung fehlt, ist das übliche 
Arbeitsentgelt maBgebend. Ist der Berechnung des 
Bemessungseintgelts ein für die Beitragsberechnung 
maßgebliches Arbeitsentgelt zugrunde gelegt wor- 
den oder zugrunde zu legen, so richtet sich die Unter- 
stützung nach dem Arbeitsentgelt, das für die Bei- 


tiagsberechnung am Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes in Betracht gekommen wäre. 

(2) Der Antrag wirkt drei Monate zurück, jedoch 
nicht über den Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
hinaus. 


Artikel IV 

Soweit in anderen Vorschriften auf Bestimmun- 
gen und Bezeichnungen verwiesen wird, die durch 
dieses Gesetz geändert werden, treten an ihre Stelle 
die entsprechenden Vorschriften und Bezeichnungen 
dieses Gesetzes. 


Artikel V 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzs vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Ber- 
lin. 

(2) §§ 56, 158 Abs. 3, § 160 Abs. 1 Nr. 2 und 3, 
§§ 161, 164 Abs. 2, §§ 194 und 209 AVAVG in der 
im übrigen Geltungsbereich des AVAVG geltenden 
Fassung gelten nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel VI 

Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes bis zum 30. September 
1962 über die Auswirkungen der Vorschriften zur 
Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft zu berichten und gegebenenfalls Vor- 
schläge für die Änderung und Ergänzung dieses Ge- 
setzes zu machen. 


Artikel Vll 

(1) Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Ver- 
kündung folgenden Monats in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden 
folgende Vorschriften aufgehoben: 

1. Artikel IX § 10 und Artikel X § 9 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung vom 23. Dezember 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1018), 

2. Artikel 1 § 3 Nr. 5 und Nr. 6 Buchstabe c, Ar- 
tikel 2 § 13 Abs. 2 und Artikel 7 § 23 Nr. 2 des 
saarländischen Gesetzes Nr. 628 zur Einführung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung im Saarland vom 18. Juni 
1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1249), 

3. § 21 Abs. 3 des Kündigungsschutzgesetzes vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 499). 

(3) § 143a AVAVG tritt am . . . außer Kraft. 

(4) Mit Wirkung vom . . . erhält § 145 Abs. 1 
Nr. 4 Buchstabe b AVAVG wieder die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fassung. 
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Anlage zu § 121 Abs. 2 

{Kurzarbeitergeld) 


Vollohn (brutto) 
nach § 121 Abs. 1 
Satz 1 in der 
Doppel Woche 

Kurzarbeitergeld in Vomhundertsätzen 
des Unterschiedsbetrages nach § 121 
Abs. 1 in Leistungsgruppe 

Vollohn (brutto) 
nach § 121 Abs. 1 
Satz 1 in der 
Doppelwoche 

Kurzarbeitergeld in Vomhundertsätzen 
des Unterschiedsbetrages nach § 121 
Abs. 1 in Leistungsgruppe 

von 

bis 

I 

II 

III 

IV 

von bis 

I 

II 

III 

TV 

DM 

DM 

32,00— 

35,99 

85 

90 

90 

90 

212,00—215,99 

48 

54 

61 

67 

36,00— 

39,99 

83 

90 

90 

90 

216,00—219,99 

48 

54 

60 

66 

40,00— 

43,99 

77 

90 

90 

90 

220,00—223,99 

48 

54 

60 

66 

44,00— 

47,99 

76 

90 

90 

90 

224,00—227,99 

48 

54 

59 

65 

48,00— 

51,99 

74 

90 

90 

90 

228,00—231,99 

48 

53 

59 

65 

52,00— 

55,99 

72 

89 

89 

89 

232,00—235,99 

47 

53 

59 

65 

56,00— 

59,99 

71 

89 

89 

89 

236,00—239,99 

47 

53 

59 

64 

60,00— 

63,99 

69 

89 

89 

89 

240,00—243,99 

47 

53 

58 

64 

64,00— 

67,99 

67 

87 

89 

89 

244,00—247,99 

47 

53 

58 

64 

68,00— 

71,99 

66 

85 

89 

89 

248,00—251,99 

47 

52 

58 

63 

72,00— 

75,99 

64 

82 

89 

89 

252,00—255,99 

47 

52 

58 

63 

76,00— 

79,99 

63 

80 

89 

89 

256,00—259,99 

47 

52 

57 

62 

80,00— 

83,99 

61 

78 

89 

89 

260,00—263,99 

47 

52 

57 

62 

84,00— 

87,99 

59 

75 

89 

89 

264,00—267,99 

47 

52 

57 

62 

88,00— 

91,99 

57 

72 

87 

89 

268,00—271,99 

47 

52 

57 

62 

92,00— 

95,99 

56 

71 

85 

89 

272,00—275,99 

47 

52 

56 

61 

96,00— 

99,99 

56 

69 

83 

87 

276,00—279,99 

46 

51 

56 

61 

100,00—103,99 

54 

67 

80 

85 

280,00—283,99 

46 

51 

56 

61 

104,00—107,99 

53 

65 

78 

83 

284,00—287,99 

46 

51 

56 

60 

108,00— 

111,99 

53 

65 

77 

80 

288,00—291,99 

46 

51 

55 

60 

112,00—115,99 

52 

64 

76 

79 

292,00—295,99 

46 

51 

55 

60 

116,00—119,99 

52 

64 

75 

78 

296,00—299,99 

46 

51 

55 

60 

120,00— 

123,99 

52 

63 

74 

78 

300,00—303,99 

46 

50 

55 

59 

124,00— 

127,99 

52 

62 

73 

78 

304,00—307,99 

46 

50 

55 

59 

128,00— 

131,99 

52 

62 

72 

78 

308,00—311,99 

46 

50 

54 

59 

132,00—135,99 

52 

62 

72 

78 

312,00—315,99 

46 

50 

54 

58 

136,00— 

139,99 

51 

61 

70 

78 

316,00—319,99 

46 

50 

54 

58 

140,00—143,99 

51 

60 

69 

78 

320,00—323,99 

46 

50 

54 

58 

144,00—147,99 

51 

60 

69 

78 

324,00—327,99 

46 

50 

54 

58 

148,00—151,99 

51 

60 

68 

77 

328,00—331,99 

46 

50 

54 

58 

152,00— 

155,99 

50 

59 

68 

76 

332,00—335,99 

45 

49 

53 

57 

156,00—159,99 

50 

59 

67 

76 

336,00—339,99 

45 

49 

53 

57 

160,00— 

163.99 

50 

58 

67 

75 

340,00—343,99 

45 

49 

53 

57 

164,00— 

167,99 

50 

58 

66 

74 

344,00—347,99 

45 

49 

53 

57 

168,00—171,99 

50 

58 

66 

73 

348,00—351,99 

45 

49 

53 

56 

172,00— 

175,99 

49 

57 

65 

72 

352,00—355,99 

45 

48 

52 

56 

176.00—179,99 

49 

57 

64 

72 

356,00—359,99 

44 

48 

51 

55 

180,00— 

183,99 

49 

56 

64 

71 

360,00—363,99 

44 

47 

51 

55 

184,00—187.99 

49 

56 

64 

71 

364,00—367,99 

43 

47 

50 

54 

188,00—191,99 

49 

56 

63 

70 

368,00—371,99 

43 

46 

50 

53 

192,00—195,99 

49 

56 

63 

70 

372,00—375,99 

42 

46 

49 

53 

196,00—199,99 

49 

55 

62 

69 

376,00—379,99 

42 

45 

49 

52 

200,00—203,99 

49 

55 

62 

68 

380,00—383,99 

41 

45 

48 

52 

204,00— 

207,99 

48 

55 

61 

68 

384,00—387,99 

41 

44 

48 

51 

208,00—211,99 

48 

55 

61 

67 

388,00 und mehr 

40 

44 

47 

51 
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Begründung 


A. Allgemeines • 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG), eines der Standardge- 
setze im Bereich der sozialen Sicherung, ist nach 
eingehenden Beratungen in 48 Sitzungen des Aus- 
schusses für Arbeit und nach zweitägiger Beratung 
in 2. und 3. Lesung des Bundestages durch das Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung vom 23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1018), dem ersten der großen Reformgesetze im 
sozialen Bereich, fast völlig neu gestaltet worden. 
Die Neufassung des AVAVG (Bundesgesetzbl. 1957 
IS. 322) ist seit 1. April 1957 in Kraft. 

Auf Grund eines Initiativgesetzentwurfs wurden in 
einem ersten Änderungsgesetz vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1069) Änderungen und Ergän- 
zungen geringfügigen Umfangs vorgenomrtien, die 
im wesentlichen durch Bestimmungen der nach dem 

0. a. Gesetz vom 23. Dezember 1956 verkündeten 
Gesetze zur Reform der Rentenversicherung veran- 
laßt waren. 

Auch der vorliegende Entwurf eines Zweiten Ände- 
rungsgesetzes zum AVAVG ist in seinen wesent- 
lichen Bestimmungen durch Verhältnisse veranlaßt, 
die im Gesetz vom 23. Dezember 1956 noch nicht be- 
rücksichtigt werden konnten, deren Berücksichti- 
gung nunmehr aber erforderlich ist oder geboten 
erscheint. 

Der Schwerpunkt dieses Gesetzentwurfs liegt in 
dem neu eingeführten Unterabschnitt C des Vierten 
Abschnitts des AVAVG über die Förderung der 
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft. 

Seit jeher hat die Bauwirtschaft innerhalb der Ge- 
samtwirtschaft eine besondere Stellung eingenom- 
men. Dem steilen Aufstieg der Beschäftigtenzahlen 
vom Frühjahr bis zum Herbst jeden Jahres folgte 
regelmäßig ab Ende November ein jäher Abfall. 
Dieser hektische Saisonrhythmus der Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft hatte insbesondere folgende 
nachteilige Auswirkungen: 

1. überdimensionierte Kapazitäten in der Bau- und 
Baustoffwirtschaft, weil ihre Ausrüstung auf den 
Spitzenbedarf des Sommers abgestimmt ist, 

2. privatwirtschaftliche und volkswirtschaftliche Ver- 
luste (brachLiegendes Investitionskapital, brach- 
liegende Arbeitskräfte, hoher Sozial auf wand), 

3. Störungen auf dem Arbeitsmarkt (Knappheits- 
erscheinungen im Sommer, große Arbeitslosigkeit 
im Winter), 

4. infolge der Instabilität der Bauarbeiterberufe er- 
schwerte Gewinnung des fachlichen Nachwuchses. 

Trotz der seit Jahren sehr guten Baukonjunktur und 
der guten Konjunktur in der übrigen Wirtschaft wur- 
den in jedem Winter Hunderttausende von Bau- 
arbeitern arbeitslos. Auch im verhältnismäßig milden 


Winter 1957/58 stieg die Zahl der arbeitslosen Bau- 
arbeiter von rund 27 000 Ende Oktober 1957 auf rund 
550 000 bereits Ende Dezember 1957 und sogar auf 
667 000 Ende Januar 1958, um dann wieder im Mai 
1958 auf rund 44 000 und am 30. September 1958 auf 
nur 15 000 bei rund 62 000 offenen Stellen zu sinken. 
Im vergangenen Winter 1958/59 war die Zahl der 
arbeitslosen Bauarbeiter gegenüber dem Vorjahr im 
Dezember um 38,5 v. H. (insgesamt Bestand 336 000) 
und im Januar um rund 10 v. H. (insgesamt Bestand 
599 000) niedriger. Wenn auch angenommen werden 
muß, daß die Witterungsverhältnisse Im letzten Win- 
ter diese Entwicklung begünstigt haben, so haben 
doch die im letzten Jahre stark intensivierten Be- 
mühungen aller Stellen um die Lösung des Problems 
und die sehr nachhaltigen Hinweise der Bundes- 
regierung und anderer öffentlicherstellen, insbeson- 
dere der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung in der Tages- und Fach- 
presse auf die wirtschaftlichen Nachteile einer auf 
acht bis neun Monate zusammengedrängten Bau- 
saison bei allen am Baugeschehen Beteiligten, ins- 
besondere bei Arbeitnehmern und Arbeitgebern, 
ihre Wirkung nicht verfehlt. Immerhin ist auch die 
letzte winterliche Arbeitslosigkeit der Bauarbeiter 
noch verhältnismäßig und ungerechtfertigt hoch. 

Nach den Feststellungen der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung war 
für die Dauer der im Schnitt etwa acht bis zehn Wo- 
chen betragenden winterlichem Arbeitslosiakeit nicht 
die Härte des Winters schlechthin entscheidend: viel- 
mehr waren hierfür bisher der erste stärkere Frost, 
der die ersten umfangreichen Entlassungen auslöste, 
lind die winterliche endgültige Saisonwende im Früh- 
ia.hr, die die ersten umfangreichen Wieder einstel- 
lunaen zur Folge hatte, maßgebend. Die Gründe, die 
zur Einschränkung und im großen Umfange auch zur 
völligen Einstellung der Bauarbeiten in den Winter- 
monaten führten, sind mannigfach und zweifellos nicht 
allein auf Frost oder schlechtes Wetter zurückzu füh- 
ren. Einige der wichtigsten Ursachen sind folgende: 

1. die fehlende Bereitschaft aller am Baugeschehen 
Beteiligten, auf die traditionelle Winterpause zu 
verzichten; 

2. die Belastung durch etwaige Mehrkosten des 
Winterbaus; 

3. der Mangel an Geräten und Einrichtungen zur 
Durchführung von Baumaßnahmen im Winter; 

4. die erschwerten äußeren Arbeitsbedingungen im 
Winter; 

5. die Ungewißheit über die Zahl der Tage, an denen 
aus zwingenden Witterungsgründen tatsächlich 
nicht gearbeitet werden kann. 

Diese Ursachen und Vorurteile, die auch nach den 
Untersuchungen der Sachverständigen des Hauptaus- 
schusses „Bauen im Winter" beim Bundesministe- 
rium für Wohnungsbau und seines Arbeitskreises 
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„Winterbau'' die entscheidenden Hemmnisse einer 
kontinuierlichen Bautätigkeit sind, müssen beseitigt 
werden, wenn das ganzjährige kontinuierliche Bauen 
verwirklicht werden soll. Angestrebt wird vor allem 
die Aufrechterhaltung und Begründung von Beschäf- 
tigungsverhältnissen im Winter und damit ein 
wesentlicher Rückgang der bisher alljährlich ein- 
tretenden winterlichen Arbeitslosigkeit in der Bau- 
wirtschaft. 

Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung hat in den letzten zwei Jah- 
ren pro Jahr etwa 1,2 Milliarden DM an Arbeits- 
losengeld gezahlt. Von diesem Betrag entfielen im 
Haushaltsjahr 1957/58 allein auf die Bauwirtschaft 
über 500 Mio DM. Die winterliche Arbeitslosigkeit 
der Bauarbeiter hat nach Schätzungen der Bundes- 
anstalt allein einen Betrag von 450 bis 480 Mio DM 
erfordert. Demgegenüber hat die Bauwirtschaft im 
ganzen Haushaltsjahr nur etwa 165 Mio DM an Bei- 
trägen zur Bundesanstalt aufgebracht. 

Das Problem wird auch aus anderen Gründen immer 
dringender. Das Bauvolumen hat im Jahre 1958 rund 
27 Milliarden DM betragen. In diesem Jahre wird 
sich das Bauvolumen voraussichtlich auf 29,5 Mil- 
liarden DM erhöhen. Bereits im Jahre 1958 war es 
nur unter Anspannung aller zur Verfügung stehen- 
den Kräfte möglich, die Bauleistung von rd. 27 Mil- 
liarden DM zu erreichen. In den Sommermonaten 
mußten erhebliche Überstunden geleistet und auch 
an Feiertagen gearbeitet werden. Noch im Herbst 

1958 bestand ein ungedeckter Arbeitskräftebedarf in 
Höhe von 65 000 Bauarbeitern. Es ist mit Sicherheit 
anzunehmen, daß das größere Bauvolumen im Jahre 

1959 die Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt trotz 
der gestiegenen Anzahl der Arbeitnehmer vermeh- 
ren wird. Wird die Bausaison in diesem Jahre nicht 
erheblich ausgedehnt, dann kann dieses erhöhte Bau- 
volumen ohne Spannungen kaum bewältigt werden. 
Arbeitskraftreserven sind kaum noch vorhanden. 
Aus anderen Wirtschaftszweigen werden geeignete 
Arbeitskräfte für die Bauwirtschaft in ausreichendem 
Umfang nicht frei werden. Auch die Erwartung, daß 
genügend Arbeitskräfte aus anderen Ländern ge- 
wonnen werden können, um den fehlenden Bedarf 
der Bauwirtschaft im Sommer abzudecken, wird sich 
nicht erfüllen. 

Die Bundesregierung hat dieser Entwicklung stets 
ihre besondere Aufmerksamkeit gewidmet und ver- 
sucht, sie zu beeinflussen. In der Antwort der Bun- 
desregierung vom 27. November 1958 auf die Große 
Anfrage der SPD — Drucksache 495 — sind ihre Be- 
mühungen sowie die Bemühungen des Interministe- 
riellen Arbeitsausschusses Bauwirtschaft und des 
Hauptausschusses „Bauen im Winter" beim Bundes- 
minister für Wohnungsbau, eine möglichst gleich- 
mäßige Verteilung der öffentlichen Bauaufträge auf 
das ganze Jahr zu sichern und technische, wirtschaft- 
liche und soziale Probleme des Winterbaues einer 
Lösung näher zu bringen, dargelegt worden. Unmiß- 
verständlich hat die Bundesregierung darin zum Aus- 
druck gebracht, daß sie sich in der Vergangenheit 
mitunter des Eindrucks nicht habe erwehren können, 
daß die Bereitschaft zur Mitwirkung am kontinuier- 
lichen Bauen und insbesondere an einer Verstärkung 
der Bautätigkeit im Winter nicht bei allen Beteiligten 


im gleichen Maße vorhanden gewesen sei. Die Bun- 
desregierung hat darauf hingewiesen, daß admdni- 
strative und legislative Maßnahmen allein nicht aus- 
reichen würden, die Umstellung des jährlichen Bau- 
prozesses von seinem bisherigen Rhythmus auf span- 
nungsfreie Gleichmäßigkeit von heute auf morgen zu 
bewerkstelligen. Ohne verstärkte Bereitschaft aller 
öffentlichen und privaten Bauherren sowie der Bau- 
unternehmer und der Bauarbeiter sei ein nachhaltiger 
Erfolg nicht zu erzielen. 

Auf interfraktionellen Antrag faßte der Deutsche 
Bundestag am 27. November 1958 folgenden Beschluß: 

„Eine weitere Ausdehnung der Bautätigkeit auch 
auf die Schlechtwettermonate liegt im Interesse 
aller am Baugeschehen Beteiligten; öffentliche und 
private Bauherren, Bauunternehmer und Bau- 
arbeiter sollten sich zur Verstärkung des Bauens 
im Winter zusammenfinden. 

Die Bundesregierung wird daher ersucht, 

1. auf Länder und Gemeinden dahingehend einzu- 
wirken, daß entsprechend der Praxis im öffent- 
lich geförderten Wohnungsbau auch die von 
Ländern und Gemeinden zum Einsatz gelan- 
genden Mittel im Hoch- und Tiefbau so recht- 
zeitig bereitgestellt werden, daß eine kon- 
tinuierliche Planung und Bautätigkeit gefördert 
wird; 

2. zu prüfen, ob und inwieweit die arbeitsrecht- 
Hchen und sozialpolitischen Voraussetzungen 
zur Förderung einer kontinuierlichen Bautätig- 
keit verbessert werden können, namentlich 
auch durch geeignete Maßnahmen der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung ; 

3. die gewonnenen Erkemntnisse und Erfahrungen 
auf dem Gebiet des Winterbauens namentlich 
hinsichtlich der technischen Durchführung allen 
in der Bauwirtschaft beteiligten Kreisen zu- 
gänglich zu machen; 

4. über alle Maßnahmen, die mit dem kontinuier- 
lichen Bauen im Winter 1958/59 Zusammen- 
hängen, bis zum 31. Mai 1959 zu berichten und 
ein Gesamtprogramm der zu treffenden Maß- 
nahmen vorzulegen." 

Durch diese Entschließung und die ausführliche Be- 
handlung dieser Fragen im Deutschen Bundestag 
wurde die bereits vorhandene Bereitschaft der am 
Baugeschehen beteiligten Kreise, an der Lösung des 
Problems mitzuwirken, entscheidend gefördert. 

Im Bereich der öffentlichen Hand wurden — soweit 
sie als Bauherr beteiligt ist — inzwischen Maß- 
nahmen mit dem Ziel eingeleitet, die Bauaufträge 
auf das ganze Jahr so zu verteilen, daß auch in den 
Wintermonaten ausreichende Bauaufträge vergeben 
werden können. Die Sozialpartner der Bauwirtschaft 
haben ihrerseits beschlossen, Tarifverträge abzu- 
schließen die versehen, daß 

1. in der arbeitsstillen Zeit zwischen Weihnachten 
und Anfang Januar an die Bauarbeiter ein voller 
Lohnausgleich gewährt wird, 

2. die bisher zulässigen fristlosen Kündigungen aus 
witterungsbedingten Gründen für den Bereich der 
Bauwirtschaft entfallen. 
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was auch zur Stabilisierung des Beschäftigungsgrades 
der Bauwirtschaft im Winter wesentlich beitragen 
wird. Auch die Mittel der Lohnausgleichskasse, 
die vorwiegend an arbeitslose Bauarbeiter ausge- 
schüttet wurden, sollen künftig für die gleichen 
Zwecke — • Aufrechterhaltung der Beschäftigungs- 
verhältnisse — verwendet werden. 

Die Vorschriften dieses Gesetzentwurfs über die 
Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft sollen die übrigen Bemühungen der 
Bundesregierung und die Bemühungen der Sozial- 
partner und anderer Stellen, z. B. der Länder und Ge- 
meinden, ergänzen und wirksam unterstützen. Durch 
die Gewährung von gezieltem Anreizen und Hilfen 
an Bauherren, Bauunternehmer und Bauarbeiter soll 
die Durchführung von Bauten in der witterungs- 
ungüns'tigen Jahreszeit erleichtert und gefördert wer- 
den, damit der Beschäftigungsgrad in der Bauwirt- 
schaft nicht mehr wie bisher in den Wintermonaten 
steil abfällt. 

Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß es 
keiner dirigistischen Mittel bedarf, um den Gedan- 
ken des kontinuierlichen ganzjährigen Bauens durch- 
zusetzen und die traditionellen Hemmnisse und Vor- 
urteile zu überwinden, sondern daß die Antriebs- 
kräfte aller am Baugeschehen beteiligten Stellen, 
insbesondere auch der Bauauftraggeber, so stark 
sind, daß die durch dieses Gesetz gegebenen Hilfen 
ausreichen, das Ziel zu erreichen. 

Zur Aufrechterhaltung der Beschäftigungsverhält- 
nisse soll ein Schlechtwettergeld gewährt werden, 
um die Tage, an denen aus zwingenden Witterungs- 
gründen nicht gearbeitet werden kann, zu über- 
brücken. Mit dieser Leistung, die erst im Zusammen- 
hang mit den oben erwähnten Vereinbarungen der 
Tarifpartner ihren Simm erhält und wirksam wird, 
und mit den übrigen Vorschriften dieses Gesetz- 
entwurfs wird die Möglichkeit geschaffen, den Be- 
schäftigungsgrad in der Bauwirtschaft ohne unzumut- 
bare Risiken auch über die Wintermonate aufrecht- 
zuerhalten und damit die winterliche Arbeitslosigkeit 
weitgehend zu verringern. 

Die ungewissen und auch nur schwer abschätzbaren 
Risiken, die der Entwurf für die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, 
deren Haushaltslage ohnehin angespannt ist, mit 
sich bringt, lassen es aber geraten erscheinen, zu- 
nächst Erfahrungen zu sammeln und die Vorschrif- 
ten nach zwei Winterbauperioden zu überprüfen. 
Wenn diese Erfahrungen vorliegen und ausgewertet 
sind, wird darüber zu entscheiden sein, ob die Vor- 
schriften in der vorliegenden Form weiter bestehen 
bleiben können. 

Der Erfolg wird nicht zuletzt davon abhängen, daß 
alle am Baugeschehen Beteiligten den festen Willen 
haben, mit den bisherigen Gewohnheiten zu bre- 
chen. Das dringend erforderliche Gleichgewicht im 
Haushalt der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung würde, wenn es nicht 
gelingt, die winterliche Arbeitslosigkeit in der Bau- 
wirtschaft entscheidend zu verringern, zu Überle- 
gungen führen müssen, in anderer Weise das Miß- 
verhältnis zwischen dem Beitragsaufkommen der 


Bauwirtschaft und der Leistungsinanspruchnahme in 
der Arbeitslosenversicherung zu beseitigen. 

Ein weiteres bedeutsames Erfordernis für eine Än- 
derung des AVAVG lag auf dem Gebiet der Vor- 
schriften über das Kurzarbeitergeld vor. Die ab 
1. April 1957 in Kraft getretenen Tabellen über 
Kurzarbeitergeld gehen von dem Netto-Arbeitsent- 
geld aus und sind nach den Lohnsteuerklassen aus- 
gerichtet, wobei jedoch nur höchstens zwei Fami- 
lienangehörige berücksichtigt werden. 

Die Neueinteilung der Lohnsteuerklassen auf Grund 
des Gesetzes zur Änderung steuerrechtlicher Vor- 
schriften vom 18. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I S.473) 
erfordert eine Änderung der ebenfalls nach Lohn- 
steuerklassen ausgerichteten Kurzarbeitergeld-Ta- 
bellen. Dabei muß zugleich der stufenmäßige Auf- 
bau der Tabellen überprüft werden. Dieser ist in der 
Vergangenheit gelegentlich insoweit bemängelt 
worden, als das Kurzarbeitergeld nicht nach tat- 
sächlichem Voll- und Kurzlohn, sondern nach Mittel- 
werten der einzelnen Stufen gewährt wird. 

Durch die Tabelle wird das Kurzarbeitergeld durch- 
weg erhöht. Das bisherige Prinzip, das Kurzarbei- 
tergeld aus dem Unterschied zwischen Kurzlohn 
und fünf Sechsteln des Bruttovollohns zu berechnen, 
wird verlassen. Nunmehr wird der Unterschied zwi- 
schen Bruttokurzlohn und neun Zehnteln des 
Bruttovollohns durch Kurzarbeitergeld auf Grund 
einer Änderung des § 121 AVAVG ausgeglichen. 
Dadurch ergibt sich in den meisten Fällen eine Er- 
höhung des Kurzarbeitergeldes um durchschnittlich 
10 V. H. Eine weitere Verbesserung ergibt sich aus 
der Berücksichtigung eines dritten Familienangehö- 
rigen. Die Nachteile im Stufenaufbau sind dadurch 
beseitigt worden, daß nicht mehr ein Mittelwert, 
sondern der tatsächliche Lohnausfall der Leistungs- 
bemessung zugrunde gelegt wird. 

Ein weiteres Erfordernis ist die Anhebung der Un- 
terstützung aus der Arbeitslosenhilfe an das ver- 
änderte Lohnniveau für langfristig Arbeitslose. Die 
Regelung lehnt sich an ähnliche gesetzliche Maß- 
nahmen in den Jahren 1951, 1953 und 1956 an. 

Im weiteren sieht der Entwurf eine Reihe von Än- 
derungen des geltenden Rechts vor, die zur Anpas- 
sung an die durch die Rentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetze geschaffene Rechtslage oder aus an- 
deren Gründen erforderlich geworden sind. 


B. Die Vorschriften im einzelnen 

Zu Artikel I Nr. 1 und 2 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann der Bundesanstalt Weisungen auf dem Gebiet 
der Arbeitsvermittlung nur erteilen, wenn sie Ge- 
setz oder Satzung verletzt (§ 34 AVAVG). Diese Be- 
schränkung des Weisungsrechts erfordert eine Aus- 
nahme für die Fälle, in denen die Bundesanstalt auf 
den Gebieten der Arbeitsvermittlung und der An- 
werbung von Arbeitnehmern nach dem Ausland 
oder vom Ausland nach dem Inland sowie der Be- 
schäftigung von nichtdeutschen Arbeitnehmern im 
Inland tätig wird. Bei der Durchführung zwischen- 
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staatlicher Vereinbarungen sowie bei der Durchfüh- 
rung der Rechtsverordnungen nach § 42 Abs. 2 und 
§ 43 Abs. 2 kann auf die Möglichkeit zur Erteilung 
von Weisungen an die Bundesanstalt mit Rücksicht 
darauf nicht verzichtet werden, daß sich die Tätig- 
keit der Bundesanstalt auf den genannten Gebie- 
ten auf die Beziehungen des Bundes zu auswärtigen 
Staaten auswirkt. Die Notwendigkeit zur Erteilung 
von Weisungen hat sich in der Praxis der letzten 
Jahre mehrmals ergeben. Damit wird für die Be- 
schäftigung von Ausländern der bestehende Zu- 
stand gemäß § 31 der Verordnung über ausländische 
Arbeitnehmer vom 31. Januar 1933 (RGBl. I S. 26) 
aufrechterhalten. 

Zu Artikel I Nr. 3 

Zu a) 

Die Neufassung des § 56 Abs. 1 Nr. 3 ist auf Grund 
der Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze er- 
forderlich geworden, (s. auch unten zu Artikel I 
Nr. 4). Darüber hinaus wird mit der neuen Formu- 
lierung der durch das erste Änderungsgesetz zum 
AVAVG vom 27. Juli 1957 geschaffenen Rechtslage 
Rechnung getragen. 

Zu b) 

Der Arbeitslosenversicherungsschutz muß für Zeiten 
des zivilen Ersatzdienstes in gleicher Weise vorge- 
sehen werden wie für Zeiten des Wehrdienstes. 

Zu Artikel I Nr. 4 

Der Begriff der Invalidität wurde durch die Renten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetze beseitigt. In den 
genannten Vorschriften des AVAVG müssen daher 
die neuen Begriffe „Berufsunfähigkeit" und „Er- 
werbsunfähigkeit" verwandt werden. 

Zu Artikel I Nr. 5 

Nach § 1290 Abs. 1 RVO, § 67 Abs. 1 AVG und 
§ 82 Abs. 1 RKnG in der Fassung der Rentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetze wird das Alters- 
ruhegeld wegen Vollendung des 65. Lebensjahres — 
abweichend vom früheren Recht — bereits mit Be- 
ginn des Monats gewährt, in dem das 65. Lebens- 
jahr vollendet wird. Es empfiehlt sich daher, die Ar- 
beitslosenversicherungsfreiheit vom gleichen Zeit- 
punkt an eintreten zu lassen. 

Zu Artikel I Nr. 6 

Zu a) 

Die Umstellung der Worte „im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes" im § 87 Abs. 2 Satz 1 ist erforderlich, 
weil nach der derzeitigen Fassung zweifelhaft sein 
kann, ob die auf Grund der nach § 197 Abs. 3 und 4 
AVAVG erlassenen 4. Durchführungsverordnung in 
die Versicherungs- und Beitragspflicht einbezogenen 
Grenzgänger, deren Beschäftigung außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes liegt, einen An- 
spruch auf die über 156 Tage hinausgehende Be- 
zugsdauer erwerben können. 


§ 87 Abs. 2 Satz 2 AVAVG sieht u. a. vor, daß Be- 
schäftigungen, nach denen der Arbeitslose Lohnaus- 
fallvergütung bezogen hat, einen über 26 Wochen 
hinausgehenden Anspruch auf Arbeitslosengeld 
nicht begründen können. Diese Vorschrift hat dann 
zu Härten geführt, wenn der Arbeitslose Kurzarbei- 
tergeld nur für verhältnismäßig kurze Zeit oder nur 
in geringer Höhe bezogen hat. Absatz 2 Satz 2 in 
der Fassung des Entwurfs sieht deshalb eine Besei- 
tigung der einschränkenden Vorschrift vor. 

Die Ergänzung des Absatzes 2 durch einen Satz 3, 
der im Wortlaut mit § 87 Abs. 1 Satz 2 überein- 
stimmt, dient der Klarstellung. Der Anspruch nach 
Absatz 2 kann nur unter den gleichen Bedingungen 
erworben werden wie der Anspruch nach Absatz 1. 

Zu b) 

Das Schlechtwettergeld wird zur Vermeidung der 
Arbeitslosigkeit gewährt und ersetzt daher insoweit 
das bei Arbeitslosigkeit zu gewährende Arbeits- 
losengeld. Für den Fall, daß der Arbeitnehmer nach 
dem Bezug von Schlechtwettergeld doch noch ar- 
beitslos wird, rechtfertigt sich eine Anrechnung der 
Tage, für die Schlechtwettergeld bereits bezogen 
wurde, auf die nach § 87 Abs. 1 bis 3 festzustellende 
Anspruchsdauer. Eine Anrechnung auf einen bereits 
festgestellten Anspruch im Rahmen des §88 AVAVG 
ist nicht vorgesehen, um eine doppelte Berücksichti- 
gung und unerwünschte Verwaltungsmehrarbeit zu 
vermeiden. 

Zu Artikel I Nr. 7 

Die Änderungen sind erforderlich auf Grund der 
vorgeschlagenen Neufassung des § 90 AVAVG 
(s. unten zu Artikel I Nr. 9). 

Zu Artikel I Nr. 8 

Zu a) 

Die Änderung bezweckt, daß die nach besoldungs- 
rechtlichen, tarifrechtlichen oder sonstigen Vor- 
schriften für Kinder gewährten Leistungen, deren 
Bezug eine Gewährung des Kindergeldes nadi den 
Kindergeldgesetzen ausschließt, den Anspruch auf 
den Familienzuschlag in der Arbeitslosenversiche- 
rung und Arbeitslosenhilfe ebenso zum Ruhen brin- 
gen, wie der Anspruch auf das Kindergeld nach 
den Kindergeldgesetzen. Die unterschiedliche Be- 
handlung nach geltendem Recht erscheint ungerecht- 
fertigt. 

Zu b) 

Es sind Zweifel aufgetreten, ob realisierbare Unter- 
haltsansprüche als eigene Mittel im Sinne des § 89 
Abs. 6 Nr. 1 AVAVG anzusehen sind und ob zu den 
„Dritten" im Sinne dieser Vorschrift auch ein Un- 
terhaltsverpflichteter gehört. Die Neufassung besei- 
tigt diese Zweifel und stellt klar, daß Leistungen, 
die z. B. ein im gemeinsamen Haushalt mit dem An- 
gehörigen lebender Unterhaltsverpflichteter für den 
Angehörigen erbringt, ebenso zu behandeln sind 
wie Barleistungen eines Unterhaltsverpflichteten, 
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die dieser z. B. auf Grund eines rechtskräftigen 
Urteils zu gewähren hat. Eine unterschiedliche Be- 
handlung ist nicht gerechtfertigt. 

Zu c) 

Die Änderung ist wegen der Einfügung der Vor- 
schriften über die Maßnahmen zur Förderung der 
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft (s. 
unten zu Artikel I Nr. 17) erforderlich. 

Zu d) 

§ 89 Abs. 6 Nr. 3 wird durch die Änderung der Nr. 1 
entbehrlich. 

Zu Artikel I Nr. 9 

Durch die neue Fassung der Bemessungsvorschrift 
werden unbefriedigende Auswirkungen des gelten- 
den Rechts beseitigt. Nach der derzeitigen Fassung 
des § 90 AVAVG kann ein zufälliger und unge- 
wöhnlich hoher Verdienst innerhalb der letzten 
13 Wochen der versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung zu einer unverhältnismäßig hohen Bemes- 
sungsgrundlage führen; andererseits können aber 
auch Verdienstausfälle, die auf Witterungsverhält- 
nissen beruhen, eine unangemessene niedrige Be- 
messungsgrundlage bewirken. Diese Folgen ver- 
meidet der Entwurf dadurch, daß Grundlage des 
Bemessungsentgeltes der durchschnittliche Stunden- 
verdienst wird. Dieser Stundenverdienst wird aus 
dem innerhalb des Bemessungszeitraums tatsächlich 
erzielten Gesamtverdienst und den Arbeitsstunden 
ermittelt, in denen dieser Gesamtverdienst erzielt 
wurde. Einmalige Zuwendungen (z, B. Urlaubsab- 
geltungsbeträge) werden dem Gesamtverdienst da- 
bei nicht hinzugerechnet (Absatz 3 Satz 3). Der 
durchschnittliche Stundenverdienst ist mit der tarif- 
lichen oder vereinbarten Arbeitszeit zu verviel- 
fachen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob im Be- 
messungszeitraum Uberzeitarbeit oder aus nicht in 
den Verhältnissen des Arbeitslosen liegenden 
Gründen eine geringere als die tarifliche oder regel- 
mäßig vereinbarte Arbeitszeit geleistet worden ist. 
Mit dieser Neuregelung wird gleichzeitig eine Ver- 
einfachung des Verfahrens erzielt sowohl bei der 
Ausstellung der Arbeitsbescheinigungen durch die 
Arbeitgeber als auch bei der Ermittlung des Be- 
messungsentgelts durch die Arbeitsämter. Die Be- 
rücksichtigung nur geschlossener Lohnabrechnungs- 
zeiträume, also von Zeiträumen, für die im Einzel- 
falle der Lohn durch den Betrieb abgerechnet wurde 
(Absatz 2), macht es künftig entbehrlich, das Ar- 
beitsentgelt für eine genau festgelegte Zahl von 
Arbeitstagen zu ermitteln, wie das z. Z. nach § 90 
AVAVG erforderlich ist. Um Zufallsergebnisse 
durch zu kurze Zeiträume zu vermeiden, sollen 
so viele rückwärts aufeinander folgende Lohnab- 
rechnungszeiträume zugrunde gelegt werden, bis 
sie mindestens 20 Tage mit Anspruch auf Arbeits- 
entgelt umfassen. 

Liegen im Bemessungszeitraum mehrere Beschäfti- 
gungsverhältnisse mit unterschiedlicher tariflicher 
Arbeitszeit, so ist der gewogene Durchschnitt der 
tariflichen Arbeitszeiten zu ermitteln. Hierfür fol- 


gendes Beispiel (mit wöchentlichen Lohnabrech- 
nungszeiträumen) : 



Tarif- 

Tage 
mit : 

Arbeits- 
ei^tSelt Arbeits- 
zeit 

Tat- 
säch- : 

liehe ' Brutto- 
wö- gesamt- 
chent- ver- 
liehe 1 dienst 
Arbeits- 
zeit 


Stunden Stunden DM 

Letztes Beschäfti- 
gungsverhältnis 
(2 Lohnabrechnungs- 
zeiträume) 

10 44 

1 

80 176 

Vorletztes Beschäfti- 
gungsverhältnis 
(2 Lohnabrechnungs- 
zeiträume) 

7 45 

56 112 

Drittletztes Beschäf- 
tigungsverhältnis 
(1 Lohnabrechnungs- 
zeitraum) 

6 ! 48 

i 

48 122 


23 i 

184 410 


Der durchschnittliche Stundenverdienst beträgt 
(410 : 184) = 2,228 DM. Die durchschnittliche tarif- 
liche wöchentliche Arbeitszeit wird wie folgt er- 
mittelt; 

10 X 44 = 440 

7 X 45 = 315 

6 X 48 = ^88 

1043 : 23 = 45,3 

Durchschnittlicher Stundenverdienst X durchschnitt- 
liche tarifliche Arbeitszeit (2,228 X 45,3) = 100,93 
DM, Bemessungsgrundlage somit 101 DM. 

Absatz 3 regelt die Bemessung für die Fälle, in 
denen das Arbeitsentgelt nach Monaten bemessen 
ist, im wesentlichen also die Fälle der Angestellten. 
Es soll auf diese Weise erreicht werden, daß der 
durchschnittliche Stundenverdienst trotz unter- 
schiedlicher Lage der Monate stets gleich hoch an- 
genommen wird. Die Umrechnung auf den durch- 
schnittlichen Stundenverdienst erübrigt sich, wenn 
der Arbeitslose neben dem nach Monaten bemes- 
senen Arbeitsentgelt keine sonstige Vergütung er- 
halten hat. In diesem Falle führt die Umrechnung 
des Monatsverdienstes nach der Formel: Monats- 
gehalt X 3 : 13 zu dem gleichen Ergebnis. 

Absatz 4 regelt die Bemessung für Fälle, in denen 
für eine im Bemessungszeitraum liegende Beschäf- 
tigung 

1. tariflich eine nicht über das ganze Jahr gleich- 
bleibende Arbeitszeit vereinbart war (z. B. bei 
Landarbeitern), 

2. eine tarifliche Arbeitszeit nicht bestand oder 
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3. nicht nur vorübergehend weniger als die regel- 
mäßigen Arbeitsstunden vereinbart waren (z. B. 
bei Putzfrauen). 

Absatz 5 trägt den besonderen Verhältnissen der 
Heimarbeiter Rechnung. Ein durchschnittlicher Stun- 
denverdienst kann bei Heimarbeitern wegen des 
Fehlens einer tariflichen oder üblichen Arbeitszeit 
nicht ermittelt werden. Die Bemessung des Arbeits- 
losengeldes richtet sich im wesentlichen nach den 
zur Zeit geltenden Grundsätzen. Der Vereinfachung 
wegen ist Absatz 5 auch dann anzuwenden, wenn 
in diesen Bemessungszeitraum teils Heimarbeit, 
teils Betriebsarbeit fällt. 

Absatz 6 entspricht dem geltenden Recht. 

Mit Absatz 7 wird der dem jetzigen § 90 Abs. 2 
zugrunde liegende Gedanke übernommen, den 
Hauptbetrag des Arbeitslosengeldes dann nicht 
nach dem zuletzt erzielten Entgelt zu bemessen, 
wenn dies für den Arbeitslosen mit Rücksicht auf 
die während eines längeren Zeitraums ausgeübte 
berufliche Tätigkeit unbillig hart wäre. Die Fassung 
des Entwurfs ermöglicht eine gegenüber der der- 
zeitigen Fassung des § 90 Abs. 2 großzügigere Be- 
handlung. 

Die Vorschriften über die Bemessungsgrundlage 
nach dem Entwurf gehen, wie auch die geltende Re- 
gelung, von der Annahme aus, daß der Arbeitslose 
das während der voraufgegangenen Beschäftigung 
erzielte Entgelt auch künftig noch erzielen kann. 
Trifft diese Annahme wegen tatsächlicher oder 
rechtlicher Bindungen offenbar nicht zu, so ist nach 
Absatz 8 des Entwurfs das Arbeitslosengeld in ein 
angemessenes Verhältnis zu dem ausfallenden Ar- 
beitsentgelt zu bringen. 

Die Absätze 9 und 10 entsprechen den Absätzen 5 
und 6 der derzeitigen Fassung. 

Zu Artikel I Nr. 10 

§ 96 Abs. 1 Nr. 3 ist nach der Aufhebung der See- 
mannsordnung und des § 553 Handelsgesetzbuch 
durch das Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBl. II 
S. 713) entbehrlich geworden. 

Zu Artikel I Nr. 11 

Die Änderung ist notwendig mit Rücksicht auf die 
Neufassung des § 90 (vgl. oben zu Artikel I Nr. 9). 

Zu Artikel I Nr. 12 

Die zur Einfügung in § 106 Abs. 1 vorgeschlagenen 
Sätze 4 und 5 enthielt bereits der Entwurf einer 
Novelle zum AVAVG in der vom Bundestag im 
November 1956 in dritter Lesung gebilligten Fassung 
— Drucksache 2714. Die Sätze wurden seinerzeit auf 
Vorschlag des Bundesrates vom Vermittlungsaus- 
schuß im wesentlichen in der Annahme gestrichen, 
daß sie entbehrlich seien. In der Praxis hat sich je- 
doch nunmehr eine entsprechende Vorschrift als not- 
wendig herausgestellt. Mit Satz 6 wird den vom Bun- 
desrat geäußerten rechtlichen Bedenken Rechnung 
getragen. 


Zu Artikel I Nr. 13 

Kurzarbeitergeld kann nur gewährt werden, wenn 
u. a. die Kurzarbeit auf unvermeidbarem und vor- 
übergehendem Arbeitsmangel beruht. Diese Vor- 
schrift des § 117 Abs. 1 Nr. 2 zieht ausdrücklich dem 
Rahmen, innerhalb dessen die betrieblichen Beschäf- 
tigungsschwierigkeiten durch Gewährung des Kurz- 
arbeitergeldes gemildert werden sollen. Schwierig- 
keiten, die sich beispielsweise aus der Eigenart der 
Produktion oder aus zeitlich nicht abgrenzbaren wirt- 
schaftlichen Veränderungen oder aus sonstigen struk- 
turellen Gründen ergeben, können ebenso wenig die 
Gewährung des Kurzarbeitergeldes rechtfertigen wie 
Arbeitszeitverkürzungen, die durch betriebliche 
Maßnahmen (z. B. Neukalkulationen, Verringerung 
der Belegschaft in vertretbarem Umfange usw.) be- 
hoben werden können. ■ 

Um die Voraussetzung des vorübergehenden Cha- 
rakters des Arbeitsmangels besonders zu betonen, 
sieht § 119 eine Bezugsdauer von grundsätzlich nur 
14 Wochen vor. Lediglich in besonders gelagertem 
Fällen ist der Verwaltungsrat mit Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung er- 
mächtigt, die Gewähiung des Kurzarbeitergeldes bis 
zu zweiundfünfzig Wochen zuzulassen. Die seit In- 
krafttreten der Novelle gesammelten Erfahrungen 
haben gezeigt, daß § 119 Abs, 1 in der jetzigen Form 
den tatsächlichen Erfordernissen nicht gerecht wird. 
Auch die im bisherigen § 1 19 Abs. 1 Satz 2 getroffene 
Regelung hat sich als nicht praktikabel erwiesen. Um 
die Gewährung des Kurzarbeitergeldes im Interesse 
der betroffenen Betriebe zu erleichtern, das Verfah- 
ren zu vereinfachen und rechtzeitig wirtschaftlichen, 
vom Betrieb her nicht zu behebenden Schwierigkeiten 
in einzelnen Wirtschaftszweigen zu begegnen, soll 
die Dauer der rGewährung des Kurzarbeitergeldes 
generell von vierzehn auf sechsundzwanzig Wochen 
verlängert werden in der Erwartung, daß bei der Ge- 
währung des Kurzarbeitergeldes über vierzehn Wo- 
chen hinaus das Vorliegen der an den Bezug des 
Kurzarbeitergeldes geknüpften Voraussetzungen be- 
sonders sorgfältig geprüft wird. 

Obwohl auch bereits bisher die Gewährung des Kurz- 
arbeitergeldes über 26 Wochen hinaus Bedenken 
auslöste, die Veranlassung zur Änderung der z. Z. 
noch bestehenden Rechtsvorschrift gegeben haben, 
soll mit dem Satz 2 des Entwurfs ermöglicht werden, 
durch Rechtsverordnung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung nach Anhörung des Ver- 
waltungsrats in besonders gelagerten Fällen die Ge- 
währung des Kurzarbeitergeldes ausnahmsweise bis 
zu höchstens 40 Wochen zuzulassen. Mit dieser Aus- 
weitung soll die Möglichkeit geschaffen werden, 
außergewöhnlichen arbeitsmarktpolitischen Situa- 
tionen Rechnung zu tragen. 

Zn Artikel I Nr. 14 

Mit der Änderung der Vorschriften in den §§ 121 
und 127 wird das bisherige System der Bemessung 
des Kurzarbeitergeldes und der Stillegungsvergütung 
aufgegeben. Die neue Berechnungsweise sieht im 
Durchschnitt ein höheres Kurzarbeitergeld vor. 

Die mit der Novelle vom 23. Dezember 1956 einge- 
fügte Berechnung des Kurzarbeitergeldes geht von 
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dem Differenzbetrag zwischen Ve des betriebsüblichen 
Netto-Vollohnes und dem während der Kurzarbeit 
tatsächlich erzielten Netto-Kurzlohn als Bemessungs- 
grundlage aus. Den Ausfall von Ve des Vollohnes 
hat der Kurzarbeiter — wie auch schon bei frühe- 
ren Regelungen — selbst zu tragen. 

Von dem Differenzbetrag werden unterschiedliche 
Vomhundertsätze als Kurzarbeitergeld gewährt. 
Diese Vomhundertsätze entsprechen dem nach Höhe 
des Vollohnes und nach dem Familienstand unter- 
schiedlichen Arbeitslosengeld, das der Kurzarbeiter 
im Falle der Arbeitslosigkeit erhalten würde. Damit 
ist — im Gegensatz zu den vorher geltenden Rege- 
lungen — die Progression der Arbeitslosengeldsätze 
folgerichtig in die Berechnung des Kurzarbeitergeldes 
übernommen worden. 

Der Vomhundertsatz für die Berechnung des Kurz- 
arbeitergeldes ist im übrigen — zum Ausgleich für 
das vom Kurzarbeiter selbst zu tragende Ve des aus- 
gefallenen Vollohnes — entsprechend höher als der 
Vomhundertsatz des Arbeitslosengeldes im Verhält- 
nis zum Vollohn. 

Diese Grundlagen der Bemessung des Kurzarbeiter- 
geldes sind aus dem Wortlaut des § 121 und der 
Fassung der Kurzarbeitergeld-Tabellen nicht unmit- 
telbar erkennbar. Die Tabellen sind jedoch so be- 
rechnet, daß nicht mehr die Differenz zwischen Ve des 
Vollohnes und dem Kurzlohn errechnet und danach 
das Kurzarbeitergeld ermittelt zu werden braucht, 
sondern die Höhe des Kurzarbeitergeldes ohne wei- 
tere Hilfsberechnung aus der Tabelle abgelesen wer- 
den kann, wenn der Kurzlohn und Vollohn bekannt 
sind. 

Diese Vereinfachung der Verwaltungsarbeit ist 
dadurch erzielt worden, daß die für die Ermittlung 
des Kurzarbeitergeldes maßgeblichen Vollohn- und 
Kurzlohnbeträge in den Tabellen zu Gruppen zu- 
sammengefaßt und jeweils die Mittelwerte dieser 
Gruppen zur Festlegung des Kurzarbeitergeldes her- 
angezogen wurden. Das Kurzarbeitergeld wird also 
nicht an Hand des tatsächlichen Lohnausfalls 
des Kurzarbeiters, sondern nach den beiden Durch- 
schnittswerten der zugehörigen Vollohn- und Kurz- 
lohnstufen ermittelt. Wie bei allen Abstufungen in 
Tabellen hat dieses System zur Folge, daß die 
Kurzarbeitergeldbeträge beim Übergang von Stufe 
zu Stufe sprungweise ansteigen. Da der Kurzarbeiter- 
geldbetrag jeweils auf zwei Durchschnittswerten be- 
ruht, tritt aber auch der Fall ein, daß ein Kurzarbeiter 
trotz höheren Stundenlohns und damit auch höheren 
Teillohnausfalls weniger Kurzarbeitergeld erhält als 
ein Kurzarbeiter mit geringerem Stundenlohn. Dieses 
Ergebnis ist darauf zurückzuführen, daß der höhere 
Verdienst nur einen Übergang von einer Stufe des 
durchschnittlichen Kurzlohnes zur nächsten Stufe und 
damit einen Abfall des Kurzarbeitergeldes bewirkt, 
während für den Vollohn die gleiche Stufe maßgeb- 
lich bleibt und das Kurzarbeitergeld also nicht auch 
ansteigt. Der Abfall beträgt in den mittleren Lohn- 
gruppen bis zu 3 DM in der Doppelwoche. 

Diese Auswirkung läßt sich bei Beibehaltung des 
jetzigen Systems nicht beseitigen. Sie ist eine Folge 


der Bezugnahme auf zwei Durchschnittswerte. Auch 
eine weitere Aufteilung der Lohnstufen würde keine 
wesentliche Verbesserung bringen, abgesehen da- 
von, daß die Tabellen dann einen erheblich größeren 
Umfang haben und damit unhandlich würden. 

Der Entwurf geht daher von der bisherigen Gestal- 
tung der Tabellen ab. Für die Ermittlung des Kurz- 
arbeitergeldes ist in Zukunft wieder — wie vor der 
Novelle vom 23. Dezember 1956 — vom tatsächlichen 
Lohnausfall des einzelnen Kurzarbeiters auszugehen. 
Maßgeblich ist aber der Differenzbetrag zwischen Vio 
des Brutto-Vollohnes und dem Brutto-Kurzlohn. 

Als Kurzarbeitergeld wird der aus den Tabellen sich 
ergebende Vomhundertsatz des Differenzbetrages ge- 
währt. Dieser Vomhundertsatz ist zum Ausgleich für 
das vom Kurzarbeiter zu tragende Vio des Vollohnes 
entsprechend höher als der Vomhundertsatz des 
Arbeitslosengeldes im Verhältnis zum Vollohn. Die 
Tabellen enthalten nur noch Abstufungen nach Voll - 
lohngruppen, die, auf die Doppelwoche umgerech- 
net, genau den Stufen der Arbeitslosengeldtabelle 
entsprechen. Damit sind die unerwünschten Aus- 
wirkungen der bisherigen Stufeneinteilung der 
Kurzarbeitergeldtabellen behoben. 

Durch die Erhöhung des für die Bemessung des Kurz- 
arbeitergeldes maßgeblichen Differenzbetrages tritt 
gegenüber den Durchschnittswerten, die dem bis- 
herigen System zugrunde liegen, grundsätzlich eine 
Erhöhung des Kurzarbeitergeldes ein; einige uner- 
hebliche Minderungen können dort auftreten, wo bis- 
her in Grenzfällen der tatsächliche Ausfall infolge 
der Bezugnahme auf zwei Durchschnittswerte bei der 
Bemessung des Kurzarbeitergeldes besonders günstig 
bewertet wird. 

Die Tabellen sind nicht mehr auf die Lohnsteuer- 
klasse I bis 111 abgestellt, die übrigens auch nicht mehr 
zutreffend sind, da sie durch das Gesetz zur Ände- 
rung steuerreditlicher Vorschriften vom 18. Juli 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 473) durch vier neue Lohnsteuer- 
klassen ersetzt worden sind. Vielmehr sind vier Lei- 
stungsgruppen gebildet worden, deren Vomhundert- 
sätze auf der Grundlage der Arbeitslosengeldbeträge 
für den Hauptbetragsempfänger ohne Familien- 
zuschlag bzw. mit einem, zwei oder drei Familien- 
zuschlägen errechnet worden sind. Damit ist auch der 
Kurzarbeiter, der im Falle der Arbeitslosigkeit Ar- 
beitslosengeld mit drei Familienzuschlägen erhalten 
würde und der bisher nach der Kurzarbeitergeld- 
tabelle für die Lohnsteuerklasse III nur wie ein 
Hauptbetragsempfänger mit zwei Familienzuschlägen 
behandelt wird, berücksichtigt worden. 

Für die Zuordnung des Kurzarbeiters zu den einzel- 
nen Lei stungs gruppen soll — wie bisher — nicht sein 
möglicher Anspruch auf Familienzuschläge zum 
Arbeitslosengeld gemäß § 89 maßgeblich sein, son- 
dern seine Lohnsteuerklasse. Mit Rücksicht auf die 
Möglichkeit einer späteren Änderung der Lohnsteuer- 
klassen ist vorgesehen worden, daß der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung den den ein- 
zelnen Leistungsgruppen zugehörigen Personenkreis 
durch Rechtsverordnung bestimmt. 
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Zu Artikel I Nr. 15 

Die bisherige Regelung des § 124 hat zu Härten ge- 
führt, wenn der Versicherungsfall nicht unmittelbar 
nachdem Bezug von Kurzarbeitergeld eingetreten ist. 
Die neue Vorschrift vermeidet diese Härten dadurch, 
daß der Bemessung der Barleistungen aus der Kran- 
kenversicherung für die Zeit des Bezuges von Kurz- 
arbeitergeld der Vollohn nach § 121 Abs. 1 Satz 1 
AVAVG zugrunde zu legen ist. 

Zu Artikel I Nr. 16 

Für die Stillegungsvergütung ist keine eigene Tabelle 
mehr erforderlich; sie richtet sich nach dem wöchent- 
lichen b et riebs üblichen Vollohn, wobei der sich nach 
der Arbeitslosengeldtabelle ergebende Betrag zu ver- 
doppeln ist, wenn die Stillegungsvergütung für die 
Doppelwoche zu berechnen ist. 

Zu Artikel I Nr. 17 

Zu § 143a 

Die Vorschrift ermächtigt die Bundesanstalt, Zu- 
schüsse oder Darlehen für Bauten zu gewähren, die 
in der witterungsungünstigen Jahreszeit begonnen 
oder fortgesetzt werden. Dadurch wird insbesondere 
für den Wohnungsbau ein Anreiz geschaffen, im 
Winter zu bauen, weil etwaige Mehrkosten in ange- 
messenem Umfang aufgefangen werden. Vorteile je- 
der Art, die durch die frühere Fertigstellung der 
Bauten entstehen, sind natürlich zu berücksichtigen, 
insbesondere Mieteinnahmen. Die öffentliche Hand 
als Bauherr soll diese Zuschüsse oder Darlehen 
nicht erhalten. Von ihr wird die Einsicht erwartet, 
daß die ganzjährige kontinuierliche Beschäftigung 
im Baugewerbe auch im eigenen wohlverstandenen 
Interesse liegt, so daß sie besonderer Förderungs- 
maßnahmen nicht bedarf. Notstandsmaßnahmen, die 
bereits nach den §§ 140 und 141 gefördert werden, 
sind von der Förderung nach § 143a ausgeschlossen, 
um die Kumulierung von Zuschüssen zu vermeiden. 

Zu § 143b 

Unternehmen des Baugewerbes haben sich zwar 
zunehmend mit Geräten und Einrichtungen ver- 
sehen, die ihnen die Durchführung von Bauten in 
der Schlechtwetterzeit ermöglicht. Eine große An- 
zahl von Betrieben muß jedoch noch Investitionen 
in diesem Bereich vornehmen. Um im Bedarfsfall 
derartige Investitionen zu ermöglichen, soll die Bun- 
desanstalt ermächtigt werden, Darlehen oder Zins- 
zuschüsse für die Beschaffung von Geräten und Ein- 
richtungen für die Durchführung von Bauten in der 
Schlechtwetterzeit zu gewähren, falls die Kreditbe- 
schaffung auf dem freien Kapitalmarkt nicht oder 
nicht zu entsprechenden Bedingungen möglich ist. 

Zu § 143c 

Diese Bestimmung ermöglicht es der Bundesanstalt, 
Trennungsbeihilfen bei Führung eines getrennten 
Haushalts sowie Arbeitsausrüstung und Fahrkosten 
für Heimfahrten zum Besuch der Ehefrau und Kin- 
der an beschäftigte Arbeitnehmer in Betrieben des 
Baugewerbes zu gewähren, wenn ihre Beschäfti- 
gungsverhältnisse in der Schlechtwetterzeit auf- 


rechterhalten werden. Die Fahrkostenzuschüsse 
können auch für mehrere Familienheimfahrten ge- 
währt werden, dürfen jedoch insgesamt die Fahr- 
kosten von zwei Heimfahrten nicht übersteigen. 

Zu §§ 143d und 143e 

Die Vorschriften gewähren einen Rechtsanspruch 
auf Schlechtwettergeld, wenn bestimmte Vorausset- 
zungen erfüllt sind. Voraussetzung ist der Arbeits- 
ausfall aus zwingenden witterungsbedingten Grün- 
den an einem vollen Kalendertag. Er muß dem zu- 
ständigen Arbeitsamt täglich angezeigt werden, da- 
mit dieses in der Lage ist zu prüfen, ob tatsächlich 
die Arbeit eingestellt werden muß. Auf die tägliche 
Anzeige kann die empfangsberechtigte Stelle ver- 
zichten, wenn die Witterungsverhältnisse einen sol- 
chen Verzicht rechtfertigen, z. B. bei längeren Frost- 
perioden. Unerläßlich ist auch, daß eine fristlose 
Entlassung aus Witterungsgründen nicht möglich ist 
und im Dezember und Januar ein Lohnausgleich für 
einen Zeitraum von mindestens 8 arbeitsfreien Ta- 
gen, in den die Weihnachtsfeiertage und der Neu- 
jahrstag fallen, ungeachtet des tariflichen Urlaubs 
gewährt wird. Anspruchsberechtigt ist nur, wer bei 
Beginn des Arbeitsausfalls auf einem witterungsab- 
hängigen Arbeitsplatz beschäftigt war. Sobald das 
Arbeitsverhältnis gekündigt wird, entfällt der An- 
spruch, Er besteht ferner nicht für Zeiten des Ur- 
laubs, an lohnzahlungspflichtigen Wochenfeiertagen 
und wenn die Voraussetzungen der §§ 77, 96 Abs. 1 
Nr. 1 und § 97 vorliegen. Arbeitnehmer, die schon 
bisher bei vollem Lohn auch Inder witterungsungün- 
stigen Jahreszeit beschäftigt waren, sollen ihren 
Lohn weitererhalten und keinen Anspruch auf 
Schlechtwettergeld haben. Personen, die nicht 
hauptsächlich berufsmäßig als arbeitslosenversiche- 
rungspflichtige Arbeitnehmer tätig sind, z. B. Stu- 
denten, im elterlichen Betrieb mithelfende Bauern- 
söhne usw., können ebenfalls kein Schlechtwettergeld 
beziehen. Die Entscheidung darüber, ob die Voraus- 
setzungen vorliegen, trifft der Direktor des Arbeits- 
amtes. Sie ist im vollen Umfang gerichtlich nach- 
prüfbar. Eine bindend gewordene Entscheidung wird 
der Arbeitgeber hinsichtlich der Lohnzahlungspflicht 
gegen sich gelten lassen müssen, wenn er ungeach- 
tet des Versagens des Schlechtwettergeldes die Ar- 
beit einstellen läßt, obwohl keine zwingenden Wit- 
terungsgründe vorliegen. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung bestimmt durch Rechts- 
verordnung, in welchen Betrieben die Gewährung 
von Schlechtwettergeld zulässig ist. 

Zu § 143! 

Der Verwaltungsrat kann die Dauer des Anspruchs 
befristen und sie, wenn die klimatischen Verhält- 
nisse eines Bezirks dies erfordern, auch unterschied- 
lich regeln. 

Zu § 143g 

Die Höhe des Schlechtwettergeldes staffelt sich in 
4 Leistungsgruppen. Sie liegt über der durchschnitt- 
lichen Höhe des Arbeitslosengeldes, das die Bau- 
arbeiter im Falle der Arbeitslosigkeit beziehen wür- 
den, um der Neigung, sich arbeitslos zu melden, ent- 


16 



Drucksache 1240 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


gegenzuwirken. Die Zugehörigkeit zu den Leistungs- 
gruppen regelt der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordniing durch Rechtsverordnung. Aus Zweck- 
mäßigkeitsgründen kann er sich an die Lohnsteuer- 
klassen anlehnen. 

Zu § 143h 

Das Schlechtwettergeld muß — wie das Arbeits- 
losengeld — steuerfrei sein (vgl. § 3 Nr. 2 des EStG 
vom 23. September 1958 — Bundesgesetzbl. I S.673). 

Zu § 143i 

Die Bezieher von Schlechtwettergeld werden in der 
Krankenversicherung den Beziehern von Kurzarbei- 
tergeld gleichgestellt, da insoweit gleiche Tatbe- 
stände vorliegen. Bei der Bemessung der Barlei- 
stungen wird auch hier der Vollohn zugrunde ge- 
legt. Als Vollohn gilt hier das Bruttoarbeitsentgelt, 
das der Arbeitnehmer im täglichen Durchschnitt des 
letzten Lohnzahlungszeitraumes vor Eintritt des je- 
weiligen Arbeitsausfalls erzielt hat. 

Zu § 143k 

Falls das Arbeitsamt für die Empfänger von Schlecht- 
wettergeld die Meldung beim Arbeitsamt anordnet, 
sind die Empfänger von Schlechtwettergeld in glei- 
cher Weise wie andere Meldepflichtige unfallver- 
sichert. 

Zu §1431 

Diese Vorschrift regelt das Verfahren der Antrag- 
stellung. Aus Haushaltsgründen ist es nötig, daß die 
Betriebe das Schlechtwettergeld spätestens einen 
Monat nach dem Ende der Schlechtwetterzeit bean- 
tragen. In der Regel wird der Antrag alsbald nach 
den Ausfalltagen gestellt werden, da anzunehmen 
ist, daß die Betriebe das Schlechtwettergeld auf Ver- 
langen des Arbeitsamtes errechnen und mit dem | 
erstmals nach dem Arbeitsausfall fälligen Lohn oder ' 
an den üblichen Lohnzahltagen auszahlen werden. 

Zu § 143m I 

Um es dem Arbeitsamt zu ermöglichen, Arbeitgeber, 
die in der Schlechtwetterzeit Entlassungen vorneh- 
men, auf die Möglichkeit der Förderung von Bau- 
ten, die in der witterungsungünstigen Zeit durchge- 
führt werden, hinzuweisen und sie zu veranlassen, 
alle Möglichkeiten auszuschöpfen, schreibt § 143m ; 
vor, daß derartige Entlassungen dem zuständigen 
Arbeitsamt unverzüglich, d. h. ohne schuldhaftes 
Zögern, anzuzeigen sind. Die Anzeigepflicht entfällt 
nur, wenn eine Anzeige nach § 15 des Kündigungs- 
schutzgesetzes erstattet worden ist. Die Doppelmel- 
dung wird also vermieden. Die unterlassene Mel- 
dung ist eine Ordnungswidrigkeit und kann entspre- 
chend geahndet werden. 

Arbeitnehmer der meldepflichtigen Betriebe, die 
nicht im Bezirk des für ihren Arbeitsplatz zuständi- . 
gen Arbeitamtes wohnen und nicht täglich an ihren ^ 
Wohnort zurückkehren, erhalten eine Sperrfrist, , 
wenn sie sich im Falle ihrer Entlassung bei dem zu- | 
ständigen Arbeitsamt nicht persönlich gemeldet ha- 
ben. Dadurch soll verhindert werden, daß Pendel- 
arbeiter ohne hinreichenden Grund bestehende Ar- 
beitsmöglichkeiten nicht nutzen. 


Zu § 143n 

Da die Witterungsverhältnisse im Bundesgebiet in 
den Wintermonaten nicht einheitlich sind und auch 
jährlich große Schwankungen eintreten, erschien es 
nicht tunlich, die Schlechtwetterzeit durch Gesetz 
festzulegen. Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung wird daher in Absatz 1 ermächtigt, den 
Zeitraum zu bestimmen, der als Schlechtwetterzeit 
gilt. Er kann die Schlechtwetterzeit im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes unterschiedlich festsetzen; da- 
bei sind die bezirklichen Witterungsverhältnisse zu 
berücksichtigen. Absatz 2 setzt den Präsidenten der 
Bundesanstalt in die Lage, zweckgerechte Richt- 
linien über die nach § 143d und § 143m vorgeschrie- 
benen Anzeigen bzw. Meldungen zu erlassen. Der 
Selbstverwaltung wird in Absatz 3 überlassen, die 
Richtlinien zur Durchführung der §§ 143a bis 143m 
zu erlassen, wobei ihr weitgehender Spielraum ein- 
geräumt wird. Dies erscheint erforderlich, damit die 
Bundesanstalt — soweit es sich um „Kannvorschrif- 
ten" handelt — genügend Bewegungsfreiheit für 
die Betätigung des Ermessens im Rahmen der neuen 
Vorschriften erhält. Bei den Beschlüssen der Selbst- 
verwaltungsorgane zur Durchführung der §§ 143a 
bis 143n wirken auch die Vertreter der öffentlichen 
Körperschaften mit, weil es sich hier um Fragen der 
allgemeinen Arbeitsmarktpolitik handelt und nicht 
um Angelegenheiten der Arbeitslosenversicherung 
im Sinne des § 11. 

Zu Artikel I Nr. 18 

Die Streichung der Worte „oder nach § 65 ver- 
sicherungsfrei sind" in § 145 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b 
verfolgt den Zweck, den Zugang zur Unterstützung 
aus der Arbeitslosenhilfe auch solchen Personen zu 
gestatten, die nur bei Abkömmlingen, Stief- und 
Pflegeeltern oder deren Ehegatten oder bei Eltern, 
Voreltern, Schwieger-, Stief- und Pflegeeltern be- 
schäftigt waren. In der z. Z. geltenden Fassung kor- 
respondiert die Vorschrift mit § 65 des Gesetzes, der 
Beschäftigungen bei den genannten Personen von 
der Versicherungspflicht ausnimmt. Diese Regelun- 
gen haben zu Härten geführt, weil der in Betracht 
kommende Personenkreis im Falle der Arbeitslosig- 
keit auch dann keine Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe erhalten kann, wenn Bedürftigkeit vor- 
liegt. Solche Härten will der Entwurf vermieden 
wissen, indem er Beschäftigungen bei nahen Ange- 
hörigen einen Anspruch auf Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe begründen läßt. 

Von einer Änderung des § 65 sieht der Entwurf hin- 
gegen ab. Dem liegt die Erwägung zugrunde, daß 
bei einer Versicherungsleistung, die Bedürftigkeit 
nicht voraussetzt, die Gefahr der Manipulierbarkeit 
des Versicherungsrisikos zu groß ist, während in 
der Arbeitlosenhilfe die vorgeschriebene Bedürf- 
tigkeitsprüfung einer solchen Handhabung gewisse 
Grenzen setzt. 

Zu Artikel I Nr. 19 

Die Änderung folgt Artikel I Nr. 5 des Entwurfs. Da 
das Altersruhegeld aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung seit der Rentenreform vom Beginn des 
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Monats an zu gewähren ist, in dem der Versicherte 
das 65. Lebensjahr vollendet, führt die geltende Re- 
gelung des § 146 Satz 1 AVAVG dazu, daß die Ar- 
beitsämter Ersatzansprüche für die verhältnismäßig 
kurze Zeit vom Ersten des jeweiligen Monats bis 
zum Tage der Vollendung des 65. Lebensjahres gel- 
tend machen müssen. Außerdem hat die öffentliche 
Fürsorge für die Zeit zwischen Vollendung des 
65. Lebensjahres und der erstmaligen Auszahlung 
der Rente einzutreten. Die dadurch entstehende 
Verwaltungsmehrarbeit bei zwei Behörden will die 
Neufassung der Vorschrift vermeiden. 

Zu Artikel I Nr. 20 

Die Änderungen des § 148 AVAVG ergeben sich im 
wesentlichen aus der geänderten Fassung des § 90 
AVAVG. 

Zu b) 

§ 148 Abs. 3 Satz 1 entspricht der bisherigen 

Regelung. Da eine Bemessung nach dem erzielbaren 
Arbeitsentgelt in § 90 Abs. 7 vorgesehen ist, 

konnte auf diese Vorschrift verwiesen und damit 
eine Wiederholung des Gesetzestextes vermieden 
werden. 

Nach der geltenden Vorschrift des § 148 Abs. 3 
kann die Unterstützung nach dem erzielbaren Ent- 
gelt bemessen werden, wenn die Bemessung nach 
dem erzielten Entgelt der letzten Beschäftigung mit 
Rücksicht auf die von dem Arbeitslosen zuvor über- 
wiegend ausgeübten Beschäftigungen unbillig hart 
wäre. Eine solche Bemessung ist dagegen in den Fäl- 
len des Bezuges der Unterstützung im Anschluß an 
den Bezug des Arbeitslosengeldes (§ 148 Abs. 1 
Nr. 1) nach geltendem Recht nicht statthaft. Dadurch 
sollte vermieden werden, daß die Unterstützung 
höher ist als das Arbeitslosengeld. Hiervon abwei- 
chend läßt der Entwurf die Bemessung nach dem er- 
zielbaren Entgelt auch in diesen Fällen zu. Dabei 
war zu berücksichtigen, daß schon § 90 Abs. 7 des 
Entwurfs die Bemessung nach dem fiktiven Entgelt 
zuläßt, wenn die Bemessung nach den sonst anzuwen- 
denden Vorschriften mit Rücksicht auf die von dem 
Arbeitslosen in den letzten drei Jahrenn vor der 
Arbeitslosmeldung überwiegend ausgeübte beruf- 
liche Tätigkeit unbillig hart wäre. In der Arbeits- 
losenhilfe wird die Bemessung nach dem fiktiven 
Entgelt daher in den meisten Fällen nicht mehr in 
Betracht kommen, weil schon das Arbeitslosengeld 
fiktiv bemessen worden ist. In manchen Fällen 
reicht aber der Zeitraum von drei Jahren nicht aus, 
um unbillige Härten zu vermeiden. Das gilt insbe- 
sondere hinsichtlich der Arbeitslosen, die schon vor 
dem Bezug des Arbeitslosengeldes langfristig 
arbeitslos waren. § 148 Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs 
gestattet daher die Bemessung der Unterstützung 
nach dem fiktiven Entgelt ohne Bindung an den 
Zeitraum von drei Jahren, 

Zu c) 

§ 90 Abs. 8 übernimmt teilweise die geltende 
Regelung des § 148 Abs. 4, wonach die Unterstüt- 
zung nach dein fiktiven, Entgelt zu bemessen ist, 
wenn der Arbeitslose aus Gründen, die in seiner 
Person (Leistungsvermögen) oder in seinen Verhält- | 


nissen (tatsächliche oder rechtliche Bindungen) lie- 
gen, nicht mehr ein Entgelt erzielen kann, das der 
Bemessung nach § 148 Abs. 1 oder 2 zugrunde zu 
legen wäre. Bei der Neufassung des § 148 Abs. 4 
konnte daher auf § 90 Abs. 8 des Entwurfs mit der 
Maßgabe verwiesen werden, daß auch das vermin- 
derte Leistungsvermögen entsprechend zu berück- 
sichtigen ist. Da dieses gerade in der Arbeitslosen- 
hilfe von besonderer Bedeutung ist, kann auf die 
Minderung der Unterstützung aus einem solchen 
Grunde nicht verzichtet werden. 

In diesem erweiterten Umfang ist § 90 Abs. 8 
in der Arbeitslosenhilfe ohne Einschränkung ent- 
sprechend anwendbar. Aus seiner Fassung ergibt 
sich, daß die Vorschrift nicht nur bei der Bemes- 
sung, sondern auch während des Unterstützungsbe- 
zuges anwendbar ist („zugrunde liegt"), wobei es 
unerheblich ist, nach welcher Vorschrift des § 148 
die Unterstützung zuvor bemessen worden ist. Fer- 
ner ergibt sich aus § 90 Abs. 8 („für die Zeit"), 
daß die Unterstützung entsprechend zu erhöhen ist, 
wenn die Gründe, die zu einer Minderung der Un- 
terstützung geführt haben, später ganz oder teil- 
weise wegfallen. Entsprechende Zweifel, die sich aus 
der geltenden Fassung des § 148 Abs. 4 ergeben 
haben, sind durch die neue Regelung beseitigt. 

§ 148 Abs. 4 Satz 2 des Entwurfs stellt in den Fällen 
der Anschlußarbeitslosenhilfe (§ 148 Abs. 1 Nr. 1) 
sicher, daß der spätere Wegfall von Minderungs- 
ursachen, die zu einer Herabsetzung des Arbeits- 
losengeldes geführt hatten, beim Übergang in die 
Arbeitslosenhilfe oder während des Bezuges zugun- 
sten des Arbeitslosen berücksichtigt wird. 

Zu Artikel I Nr. 21 

Die Änderung des § 150 Abs. 4 Nr. 5 AVAVG be- 
zweckt, auch solche Grundrenten der Beschädigten 
von der Berücksichtigung als Einkommen in der Ar- 
beitslosenhilfe auszunehmen, die nach anderen Be- 
stimmungen (z. B. § 4 des Häftiingshilfegesetzes) in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes über die Grundrente der 
Beschädigten gewährt werden. 

Zu Artikel I Nr. 22 

Die Vorschrift entspricht § 1399 Abs. 4 RVO in der 
Fassung des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes. 

Zu Artikel I Nr. 23 

Die Änderung ist im Hinblick auf die Rentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetze erforderlich gewor- 
den (vgl. auch oben zu Artikel I Nr. 4). 

Zu Artikel I Nr. 24 

Nach § 96 Abs. 2 ist das Arbeitslosengeld unbeschadet 
der Vorschriften des § 96 Abs. 1 über die Berücksich- 
tigung von Ansprüchen auf Arbeitsentgelt, Abfindun- 
gen oder andere Leistungen zu gewähren, solange 
der Arbeitslose diese Leistungen tatsächlich nicht er- 
hält. Sein Anspruch auf die Leistungen geht in Höhe 
des gewährten Arbeitslosengeldes auf die Bundes- 
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anstatt über. Die geltende Vorschrift des § 185 Abs. 3 
bestimmt, daß die dem Arbeitslosen gewährten Lei- 
stungen aus der Arbeitslosenversicherung insoweit 
als zu Unrecht geleistet gelten, als der Empfänger 
Arbeitsentgelt, Abfindungsbeträge oder andere Lei- 
stungen im Sinne des § 96 Abs, 1 trotz des Rechts- 
überganges erhalten hat. Die Leistungen, die als zu 
Unrecht gewährt gelten, sind zurückzufordern. Diese 
Regelung, die in der Arbeitslosenhilfe nach § 144 
Abs. 1 Satz 2 entsprechend gilt, soll verhindern, daß 
der Empfänger Doppelleistungen erhalt. 

Die vorgesehene Neufassung des § 185 Abs. 3 be- 
zweckt, die geltende Regelung auch auf die Fälle des 
§ 149 Abs. 4 und § 205 auszudehnen. Nach § 149 Abs. 4 
kann das Arbeitsamt gleichwohl Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe gewähren, solange und soweit 
der Arbeitslose Leistungen, auf die er einen Anspruch 
hat und die bei der Bedürftigkeitsprüfung zu berück- 
sichtigen sind, nicht erhält. Durch Anzeige an den 
Leistungspflichtigen kann das Arbeitsamt bewirken, 
daß die Ansprüche des Arbeitslosen in Höhe der Auf- 
wendungen an Unterstützung, die infolge der Nicht- 
berücksichtigung der Leistungen entstanden sind 
oder entstehen, auf den Bund übergehen. Nach den 
§§ 205 und 154 geht ein auf anderen gesetzlichen Vor- 
schriften beruhender Anspruch auf Ersatz eines 
Schadens, der durch Arbeitslosigkeit oder Kurzarbeit 
erwachsen ist, insoweit auf die Bundesanstalt oder 
den Bund über, als dem Entschädigungsberechtigten 
Leistungen nach dem AVAVG zu gewähren sind. Da 
diese Tatbestände dos § 149 Abs. 4 und § 205 dem des 
§ 96 Abs. 2 entsprechen, ist die Neufassung des § 185 
Abs. 3 zweckmäßig. Soweit der leistungspflichtige 
Dritte nicht mit befreiender Wirkung an den Emp- 
fänger gezahlt hat, haften beide als Gesamtschuldner. 
Ferner ist es gerechtfertigt, § 185 Abs. 3 Satz 1 des 
Entwurfs auch auf die Fälle der Aufrechnung zu er- 
strecken, die unter bestimmten Voraussetzungen 
auch nach dem Forderungsübergang (§§ 406, 412 
BGB) dem neuen Gläubiger gegenüber (Bundes- 
anstalt oder Bund) zulässig ist. Der Empfänger des 
Arbeitslosengeldes oder der Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe hat in diesen Fällen durch Be- 
freiung von einer Verbindlichkeit infolge der 
Aufrechnung einen Vermögenszuwachs erhalten, 
während die übergegangene Forderung durch 
die Aufrechnung ganz oder teilweise zum Er- 
löschen gebracht wurde. Es ist daher auch in die- 
sen Fällen gerechtfertigt, gegen den Empfänger des 
Arbeitslosengeldes oder der Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe eine Forderung auf Rückzahlung 
zu begründen. 

Zu Artikel I Nr. 25 

In § 209 Abs. 1 sind Verweisungen auf § 119 Abs. 1 
Satz 2, § 121 Abs. 3, § 143d Abs. 3, § 143g Abs. 2 und 
§ 143n Abs. 1 neu aufgenommen worden. Die Zu- 
stimmung des Bundesrates zu den auf Grund dieser 
Vorschriften zu erlassenden Rechtsverordnungen ist 
nicht erforderlich, da Länderinteressen nicht berührt 
werden. 

Es empfiehlt sich, eine Vorschrift über die Geltung 
von auf Grund des AVAVG erlassenen Rechtsverord- 
nungen im Land Berlin ins AVAVG zu übernehmen 


(Absatz 2). Dadurch entfallen entsprechende Vor- 
schriften in etwaigen künftigem Anderungsgesetzen 
zum AVAVG. 

Zu Artikel I Nr. 26 

Die Verletzung der Pflicht, die Voraussetzungen für 
die Gewährung von Schlechtwettergeld ordnungs- 
mäßig nachzuweisen, muß ebenso unter Strafdrohung 
gestellt werden, wie beim Nachweis der Voraus- 
setzungen für die Gewährung der Lohnausfallver- 
gütung. 

Zu Artikel I Nr. 27 

Die Strafdrohung wegen Verletzung der Anzeige- 
pflicht nach § 143m Abs. 1 ist ebenso notwendig, wie 
die Strafdrohung wegen Verletzung der Anzeige- 
pflicht nach § 53 Abs. 1. 

Zu Artikel I Nr. 28 

Vgl. hierzu oben zu Artikel I Nr. 14. 

Zu Artikel II 

Die Vorschrift regelt die Überleitung der laufemden 
Fälle auf das neue Recht. 

Zu Absatz 1 und 2 

Ist der Anspruch auf Arbeitslosengeld oder auf Unter- 
stützung aus der Arbeitslosenhilfe vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes begründet worden, so werden 
aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung und zur 
Wahrung des Besitzstandes die aufgeführten neuen 
Bemessungsvorschriften nicht angewendet. 

Zu Absatz 3 

Sofern die Voraussetzungen für den Bezug von Kurz- 
arbeitergeld vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erfüllt wurden und eine Verlängerung der Bezugs- 
dauer auf Grund einer Anordnung des Verwaltungs- 
rates für zulässig erklärt war, soll eine Beschränkung 
auf die Bezugsdauer von 26 Wochen nicht in Betracht 
kommen. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 vermeidet die Anwendung verschiedener 
Vorschriften für die Doppelwoche, iin die der Tag des 
Inkrafttretens des Gesetzes fällt. 

Zu Artikel III 

Ebenso wie das Arbeitslosengeld ist auch die Unter- 
stützung aus der Arbeitslosenhilfe lohnorientiert. Sie 
wird nach dem vor Beginn der Arbeitslosigkeit er- 
zielten Arbeitsentgelt bemessen, in besonderen Fäl- 
len nach dem erzielbaren Entgelt. Die Leistungen der 
Arbeitslosenhilfe entsprechen daher bei Beginn des 
Leistungsfalles in aller Regel einem Lohnniveau, 
das den tatsächlichen Verhältnissen entspricht. Lohn- 
erhöhungen, die nach der Bemessung der Unter- 
stützung vereinbart werden, haben auf die Höhe der 
Unterstützung keinen Einfluß mehr. Um die darin, 
insbesondere für langfristig Arbeitslose liegende 
Härte zu beseitigen, sieht der Gesetzentwurf in An- 
lehnung an entsprechende gesetzliche Maßnahmen in 
den Jahren 1951, 1953 und 1956 vor, daß die Be- 
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messungsgrundlage dem gestiegeinen Lohnniveau an- 
gepaßt wird. 

Zu Artikel IV 

Artikel IV enthält die auch sonst gebräuchliche Ge 
neralklausel für die Falle, in denen in anderen Vor- 
schriften auf die Bestimmungen des durch das Gesetz 
geänderten Rechts verwiesen wird. 

Zu Artikel V 

Absatz 1 enthält die übliche Berlin-Klausel. Die in 
Absatz 2 aufgeführten Vorschriftendes AVAVG sind 
durch das Arbeitsplatzschutzgesetz, das in Berlin je- 
doch nicht gilt, geändert worden. Es ist motwendig, 
Versicherungszeiten nach § 56 Abs. 2 auch in Berlin 
zu berücksichtigen. Daher empfiehlt es sich, für den 
Geltungsbereich des Gesetzes eine einheitliche Fas- 
sung des AVAVG herzustellen. 

Zu Artikel VI 

Mit der Regelung des Unterabschnitts C wird für das 
Bundesgebiet Neuland betreten. Die Vorschriften 
sollen daher zunächst erprobt werden. Bis zum 
30. September 1962 steht genügend Zeit zur Aus- 
wertung der Erfahrungen zur Verfügung. 

Zu Artikel VII 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes. 

Zu Absatz 2 

Die Einführung der in Nr. 1 genannten Vorschrift war, 
soweit es sich um die Arbeitslosenversicherung han- 
delte, eine Folge der Heraufsetzung der Beitrags- 
pflichtgrenze auf 750 DM monatlich durch die Novelle 
zum AVAVG vom 23. Dezember 1956. Die Vorschrift 
bestimmte, daß für Beschäftigungen, die vor 
dem Inkrafttreten der Novelle ausgeübt wurden, die 
bis dahin geltende Beitragspflichtgrenze auch der Be- 
rechnung des Bemessungsentgelts zugrunde zu legen 
war. Auf die Arbeitslosenhilfe erstreckte sich die Vor- 
schrift, weil eine Besserstellung der Empfänger von 
Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe gegenüber 
Empfängern von Arbeitslosengeld vermieden werden 
mußte. Für die Arbeitslosenversicherung hat die Vor- 
schrift aus Gründen des Zeitablaufs keine praktische 
Bedeutung mehr. Da der Zusammenhang mit der 
Arbeitslosenversicherung nicht mehr besteht, kann 
die Vorschrift insgesamt aufgehoben werden. 

Die Bestimmungen des neuen Unterabschnitts C gel- 
ten einheitlich im ganzen Bundesgebiet. Die saar- 
ländischen Sonderbestimmungen [Nr. 2) werden da- 
mit entbehrlich. 

Die Ausnahme für die Bauwirtschaft von den Bestim- 
mungen über Massenentlassungen des Kündigungs- 
schutzgesetzes (Nr. 3) ist nach Einführung des neuen 
Unterabschnitts C nicht mehr gerechtfertigt. Überdies 
sind seit Erlaß des Kündigungsschutzgesetzes die 


technischen Möglichkeiten zum Bauen in einer 
Schlechtwetterzeit geschaffen worden, so daß Ent- 
lassungen aus Witterungsgründen nicht mehr beson- 
ders behandelt zu werden brauchen. 

Zu Absatz 3 

Die nach § 143a möglichen Leistungen sind lediglich 
als Starthilfe gedacht. Durch sie soll das Interesse der 
Bauherren für den Winterbau geweckt werden. Des- 
halb rechtfertigt es sich, diese Bestimmung nach 
einer gewissen Anlaufzeit außer Kraft treten zu las- 
sen. Der Zeitpunkt des Außerkrafttretens kann erst 
eingesetzt werden, wenn feststeht, wann das Gesetz 
insoweit praktische Wirkungen entfalten kann. Es ist 
daran gedacht, diese Maßnahmen nur für zwei Winter 
zuzulassen. 

Zu Absatz 4 

Die Regelung des § 145 hat vornehmlich für Beschäf- 
tigte des Baugewerbes zu Härten geführt. Da es das 
Anliegen des Entwurfs ist, eine kontinuierliche Be- 
schäftigung im Baugewerbe zu fördern, kann ange- 
nommen werden, daß die Notwendigkeit einer Härte- 
regelung in einigen Jahren entfällt. Daher soll nach 
einem Zeitraum, der wenigstens zwei Winterperioden 
umfaßt, § 145 AVAVG wieder in inhaltliche Überein- 
stimmung mit § 65 gebracht werden. Bis dahin wer- 
den die Auswirkungen der Vorschrift des § 145 
AVAVG in der Fassung dieses Entwurfs erkennbar 
sein, insbesondere ob und in welchem Umfange die 
Vorschrift zu einer mißbräuchlichen Inanspruch- 
nahme der Unterstützung geführt hat. Der in Betracht 
kommende Termin des Außerkrafttretens kann vom 
zuständigen Ausschuß eingesetzt werden, sobald der 
Zeitpunkt der Verabschiedung des Gesetzes überseh- 
bar ist. 


C. Kosten 

Die Änderungen und Ergänzungen des Rechts der 
Arbeitslosenhilfe, welche der Entwurf vorsieht, wer- 
den in geringem Umfang zu einer Erhöhung der aus 
Bundesmitteln zu tragenden Ausgaben führen. Diese 
Mehrkosten werden mit rund 4 Mio DM veranschlagt. 
Sie entstehen in Höhe von rund 3,5 Mio DM durch die 
Anpassung der Unterstützung an das veränderte 
Lohnniveau (Artikel III) und in Höhe von rund 0,5 
Mio DM durch die Einbeziehung der Beschäftigungen 
bei Verwandten in den Kreis der anspruchsbegrün- 
denden Tatsachen (Artikel I Nr. 18). Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß es sich bei den Mehrkosten des 
Artikels III zum großen Teil nur um. vorübergehende 
Mehrausgaben handelt, weil sich Änderungen im 
Lohnniveau durch Zwischenbeschäftigungen zwangs- 
läufig nadi einer gewissen Zeit auf die Unter- 
stützungshöhe auswirken und damit ohnehin — wenn 
auch erst zu einem späteren Zeitpunkt — zu einer 
Mehrung der Ausgaben führen. Dieses Mehr an Auf- 
wendungen nimmt der Entwurf für eine vorüber- 
gehende Zeitspanne vorweg. Eine Änderung des 
Haushaltsansatzes dürfte der geringfügige Mehr- 
betrag nicht erfordern. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel I 

1. Nr. 4 

erhält folgende Fassung: 

,4. In §§ 57, 74 Abs. 3, § 87 Abs. 5 und § 146 
werden die Worte „Invalidität oder Berufs- 
unfähigkeit" durch das Wort „Erwerbsun- 
fähigkeit" ersetzt' 

Begründung 

Es wäre unangemessen, außer den Erwerbsun- 
fähigen auch die Berufsunfähigen von der 
Arbeitslosenversicherung freizustellen. Eine 
solche Freistellung wäre nur dann sinnvoll, 
wenn den Berufsunfähigen in der Regel nur 
eine so geringe Arbeitskraft verblieben 
wäre, daß sie dem Arbeitsmarkt nicht zur 
Verfügung ständen. Davon kann jedoch nicht 
gesprochen werden. Vielmehr ist die über- 
wiegende Mehrzahl der Berufsunfähigen durch- 
aus in der Lage, eine berufsfremde Tätig- 
keit auszuüben. Wenn aber die Berufsunfähigen 
in der Regel zum Personenkreis der Arbeit- 
nehmer gehören, so müssen sie auch Anspruch 
auf den Schutz der Arbeitslosenversicherung 
haben. 

2. Nr. 6 Buchstabe a 

§ 87 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für je weitere sechsundzwanzig Wochen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes versicherungs- 
und beitragspflichtiger Beschäftigung innerhalb 
der letzten drei Jahre vor der Arbeitslosmel- 
dung besteht ein Anspruch für je weitere neun- 
unddreißig Tage." 

Satz 2 wird gestrichen. Satz 3 wird Satz 2. 
Begründung 

Die derzeitige Regelung, die die erhöhte Be- 
zugsdauer nur nach jeweils 52 Wochen ver- 
s'icherungs- und beitragspflichtiger Beschäfti- 
gung vorsieht, hat zu Härten geführt, da kür- 
zere versicherungspflichtige Beschäftigungs- 
zeiten unberücksichtigt geblieben sind. 

3. Nr. 8 Buchstabe b 

ist zu streichen. 

Begründung 

Nach der geltenden Fassung des § 89 Abs, 6 
Nr, 1 entfällt der Familienzuschlag nur dann, 
wenn der Lebensunterhalt des Angehörigen 
„durch Leistungen Dritter sichergestellt ist", 
d. h. wenn der Dritte tatsächlich leistet. Dagegen 
will die im Entwurf vorgesehene Änderung den 
FamiMenzuschlag schon dann streichen, wenn 


der Lebensunterhalt des Angehörigen „sicher- 
gestellt werden kann". Bei dieser Formulierung 
erhebt sich die Frage, ob schon dann, wenn 
zwar eine Rechtsverpflichtung eines Dritten be- 
steht, evtl, auch ein rechtskräftiges Urteil oder 
ein Vergleich darüber vorliegt, der Dritte aber 
tatsächlich nicht leistet, der Familienzuschlag 
entfällt. Nach dem Wortlaut des Entwurfs ist 
anzunehmen, daß schon in diesem Fall der Fa- 
milienzuschlag entfallen soll. Auf alle Fälle er- 
geben sich unausweichlich erhebliche verwal- 
tungsrechtliche Schwierigkeiten, wenn dem 
Arbeitsamt Feststellungen darüber zugemutet 
werden sollen, ob „der Lebensunterhalt sicher- 
gestellt werden kann". Gegen die Fassung des 
Entwurfs spricht also sowohl die Schlechter- 
stellung des Arbeitslosen, wie auch die Schwie- 
rigkeit der zu erwartenden Verwaltungsarbeit. 

4. Nr. 9 (§ 90) 

Im weiteren Verlauf des Ges etzgebungs Verfah- 
rens ist zu prüfen, ob und inwieweit die Bei- 
tragsbemessungsgrundlage mit der im Entwurf 
vorgesehenen neuen Leistungsbemessungis- 
grundlage in der Arbeitslosenversicherung in 
Übereinstimmung gebracht werden kann. 

Begründung 

Es widerspricht dem Versicherungsprinzip, d. h. 
dem Grundsatz von Leistung und Gegenlei- 
stung, die Leistungsbemessungsgrundlage ge- 
genüber einer gleichbleibenden Beitragsbemes- 
sungsgrundlage zuungunsten der in der Bau- 
wirtschaft beschäftigten Versicherten zu ändern. 

5. Nr. 9 

In § 90 Abs, 5 des Entwurfs ist das Wort „zehn" 
durch das Wort „sechsundzwanzig" zu ersetzen. 

Begründung 

Der im Entwurf vorgesehene Zeitraum von 
10 Wochen ist zu kurz, um das durchschnittliche 
Entgelt, mit dem der Heimarbeiter bei normaler 
Tätigkeit rechnet, zu ermitteln. 

6. Nr. 13 

ln § 119 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs ist das Wort 
„vierzig" durch das Wort „zweiundfünfzig" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die im vergangenen Jahr im Konjunkturschat- 
ten gelegenen Wirtschaftszweige der Stahl- und 
vor allem der Textilindustrie haben mit ihrer 
rasch ansteigenden und ainhaltenden Kurzarbeit 
deutlich gemacht, daß es eine berechtigte Ver- 
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sorgungsmaßnahme ist, wie biisher über einen 
Verlängerungszeitraum bis zu 52 Wochen zu 
verfügen. 

7. Nr. 14 Buchstabe b 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung wird gebeten, §121 Abs. 2 im weiteren 
Gesetzgebungs verfahren durch die Abgrenzung 
der Lefstungsgruppen zu ergänzen. 

Bei Berücksichtigung der voTstehenden Emp- 
fehlung wäre Absatz 3 zu streichen. 

Begründung 

Es erscheint nicht zweckmäßig, die Abgrenzung 
der Leistungsgruppen einer besonderen Rechts- 
verordnung vorzubehalten; es dient vielmehr 
der Rechtsklarheit, wenn diese bereits im Ge- 
setz selbst aufgeführt werden. 

8. Nr. 15 

§ 124 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Empfänger von Lohnausfallvergü- 
tung und Schlechtwettergeld sind in der Ren- 
tenversicherung weiterzuversichern. Die Bei- 
träge sind entsprechend der Höhe des Lohn- 
ausfalls von der Bundesanstalt zu zahlen." 

Begründung 

Die Verschlechterung der Position der Arbeit- 
nehmer in der Rentenversicherung für den Fall, 
daß ihnen Schlechtwettergeld oder Lohnausfall- i 
Vergütung gezahlt wird, erscheint nicht ver- 
tretbar. j 

9. Nr. 17 

a) In § 143a Abs. 1 ist Satz 3 zu streichen. j 

Begründung 

Die Unternehmungen 'der öffentlichen Hand 
sind von solchen privater Art oft nur sehr 
schwer abzugrenzen. Auch unterliegen isie 
weitgehend den Regeln des wirtschaftlichen 
Wettbewerbs, wie z. B. im Verkehrswesen, 
im Bank- und Sparkassengewerbe und im 
Versicherungswesen. Zur Vermeidung einer 
Beeinflussung der Wettbewerbsfähigkeit 
dürften solche öffentlichen Unternehmun- 
gen, in deren besonderem Interesse zudem | 
die ganzjährige kontinuierliche Beschäfti- 
gung des Baugewerbes nicht in höherem 
Maße liegt als in demjenigen privater Unter- 
nehmungen, von den Vorteilen des § 143a 
nicht ausgeschlossen werden. 

b) In § 143c Satz 1 sind die Worte „der Ehe- 
frau oder der Kinder" durch die Worte „von 
Angehörigen im Sinne des § 89 Abs. 2, mit 
denen er in Hausgemeinschaft lebt," zu er- 
setzen. 

Begründung 

Es wäre unbillig, solchen Personen, die in 
Hausgemeinschaft mit Angehörigen leben. 1 


die in § 89 Abs. 2 Nr. 1 und 2 aufgeführt 
worden sind, die Möglichkeit des Reisezu- 
schusses zu versagen, wenn es sich nicht um 
Ehefrauen und Kinder handelt. Der Zuschuß 
würde z. B. schon beim Besuch der Eltern 
entfallen. 

c) Zu § 143d Abs. 1 Nr. 2, § 143e Abs. 1 Nr. 2 
Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens ist zu prüfen, ob es nicht zweck- 
mäßiger ist, den Ausfall mindestens eines 
halben Arbeitstages anstelle eines vollen 
Arbeitstages zur Vorausi.se tzung für die Ge- 
währung von Schlechtwettergeld zu machen. 

Begründung 

Es erscheint unbillig hart, ein Schlecht wette r- 
geld nicht zu gewähren für Tage, an denen 
nur stundenweise gearbeitet werden kann. 
Auch würde die vorgesehene Regelung kei- 
nen Anreiz dafür schaffen, die Arbeitsauf- 
nahme an Schlechtwettertagen überhaupt zu 
versuchen. 

d) In § 143e Abs. 2 ist das Wort „ungekündigt" 
zu streichen. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Fassung des Entwurfs 
würde dazu führen, daß trotz Weiterarbeit 
des Arbeitnehmers während der Kündi- 
gungsfrist kein Schlechtwettergeld gezahlt 
werden darf. Das erscheint nicht begründet. 

e) Der Bundesrat behält sich die verfassungs- 
rechtliche Stellungnahme zu §§ 143f und 
143n Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs 
vor. 

Begründung 

Die angeführten Vorschriften ermächtigen 
• den Verwaltungsrat der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen Ver- 
sicherung zum Erlaß von Bestimmungen über 
die Befristung und die Pauschalierung des 
Schlechtwettergeldes und den Präsidenten 
der Bundes anstalt zur näheren Regelung des 
Verfahrens bei der Erstattung der Anzeigen 
nach § 143m Abs. 1 des Entwurfs. Für Be- 
stimmungen dieser Art hat der Bundesrat 
bei der Beratung des Entv/urfs eines Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung die Auffassung vertreten, 
daß es sich um Vorschriften mit Rechtssatz- 
charakter handelt, die durch die Anstalts- 
autonomie der Bundesanstalt nicht mehr ge- 
deckt werden und durch Rechts Verordnung 
erlassen werden müssen (vgl. BR-Druck- 
sache Nr. 358/54 — Beschluß — Anlage II A 
Nr. 1 und 5, BT-Drucksache 1274). Der Bun- 
desrat hat diese Bedenken auch im 2. Durch- 
gang des erwähnten Entwurfs aufrechterhal- 
ten und deswegen den Vermittlungsaus- 
schuß angerufen (vgl. BR-Drucksache Nr. 
432/56 — Beschluß — Anlage Nr. 1 und 5, 
BT-Drucksache 2941). Im Vermittlungsver- 
fahren wurde den Bedenken des Bundes- 
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rates Rechnung getragen, und zwar zum 
Teil durch Ermächtigung des Bundesmini- 
sters für Arbeit, zum Teil durch Streichung 
der beanstandeten Ermächtigung (vgl. BR- 
Drucksache Nr. 498/56 Anlage Nr. 1 und 5). 

f) Zu § 143g 

aa) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren Leistungsgrup- 
pen im Gesetzestext aufzuführen. 

Begründung 

Siehe Begründung zur Empfehlung zu 
§ 121 Abs. 2 (lfd, Nr. 6) 

bb) Satz 1 letzter Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

„das der Arbeitnehmer in dem letzten, 
insgesamt zwanzig Tage mit Anspruch 
auf Arbeitsentgelt umfassenden Bemes- 
sungszeitraum vor dem Eintritt des je- 
weiligen Arbeitsausfalls in der Arbeits- 
stunde, vervielfacht mit der Zahl der 
Arbeitsstunden, die sich als Durchschnitt 
der tariflichen regelmäßigen wöchent- 
Idchen Arbeitszeit der Beschäftigungs- 
verhältnisse ergibt, durchschnittlich er- 
zielt hat." 

Begründung 

Es ist erforderlich, daß das Schlecht- 
wettergeld mindestens in gleicher Höhe 
wie das Arbeitslosengeld gezahlt wird. 
Die Neuregelung verfolgt den Zweck, 
den Anreiz zu geben, während der 
Schlechtwetterzeit die Arbeitsvcrhält- 
nisse nicht aufzulö'sen. Diesem Ziel der 
gesetzlichen Regelung würde nicht ent- 
sprochen, wenn das Schlechtwettergeld 
niedriger liegen würde als das Arbeits- 
losengeld. In Erwartung einer derartigen | 
gesetzlichen Regelung haben die Tarif- 
parteien im Baugewerbe die tarifliche 
Vereinbarung über die Schlecht wetter- 
rege tun g vorbereitet. 

10. Nr. 18 

In § 145 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b letzter Satz 
:sind nicht nur die Worte „oder nach § 65 ver- 
sicherungsfrei sind", sondern auch das Wort 
„Krankheit" zu streichen. 

Begründung 

Die Herausnahme erkrankter Arbeitnehmer aus 
der Arbeitslosenhilfe führt zu erheblichen Här- 
ten. Es muß in vielen Fällen damit gerechnet 
werden, daß bei ihnen die Voraussetzung zum 
weiteren Bezug der Arbeitslosenhilfe nach § 145 
Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b ohne Verschulden des 
Betreffenden entfällt. 

11. Nr. 21 

§150 Abs. 4 Nr. 5 des Entwurfs ist durch Ein- 
fügung der Worte „die Renten aus der gesetz- 


lichen Unfallversicherung bis zur Höhe des Be- 
trages, der in der Kriegsopferversorgung bei 
gleicher Minderung der Erwerbsfähigkeit als 
Grundrente gewährt würde, und die Renten" zu 
ergänzen. 

Begründung 

Es erscheint gerechtfertigt. Unfallbeschädigte 
hinsichtlich der Bedürftigkeitsprüfung in der 
Arbeitslosenhilfe nicht schlechter zu behandeln 
als Kriegsbeschädigte. Es dürfte deshalb begrün- 
det sein, von der Unfallrente einen Betrag frei- 
zustellen, der als Grundrente In der Kriegsopfer- 
versorgung freigestellt sein würde. 

12. Nr. 25 
§ 209 

a) In Absatz 1 sind die Worte „§ 143d Abs. 3 
und § 143n Abs. 1" zu streichen. 

Begründung 

Die auf Grund dieser Vorschriften zu erlas- 
senden RechtsveTordnungen berühren in 
volkswirtschaftlicher und sozialpolitischer 
Hinsicht die Interessen der Länder. 

Die in den einzelnen Bundesländern sehr 
verschiedenen Größenordnungen der Betrie- 
be des Baugewerbes, insbesondere aber die 
unterschiedlichen klimatischen Verhältnisse 
erfordern zwingend die Zustimmung des 
Bundes rates bei der Festlegung der betrieb- 
lichen und zeitlichen Anspruchsvoraussetzufi- 
gen für die Gewährung von Schlechtwetter- 
geld. 

b) Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift über die Geltung von Rechts- 
verordnungen auch im Land Berlin gehört in 
die Berlin-Klausel des Artikels V. 


13. Zu Artikel V 

In Absatz 1 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Rechts Verordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten überlei tungsigesetzes." 

Begründung 

Siehe Begründung zum Streichungsvorschlag 
unter lfd. Nr. 11b. 


14. Zu Artikel VII 

In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte „Artikel 1 
§ 3 Nr. 5 und Nr. 6 Buchstabe c, Artikel 2 § 13 
Abs. 2 und" gestrichen. 
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15. Folgender Artikel VIII wird angefügt: 

„Artikel VIII 

Dieses Gesetz gilt im Saarland mit der Maß- 
gabe, daß 

1. an die Stelle der Vorschriften in Artikel I 
Nr. 5 und Nr. 8 Buchstabe c sowie der 
§§ 143d bis 143h, 143k, 1431 und 143n der 
Nr. 17 die im Saarland im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes geltenden 
Bestimmungen über die Vergütung von 
Lohnausfall für die Arbeiter der gewerb- 
lichen Betriebe treten, soweit sie durch 
das Gesetz Nr. 628 zur Einführung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung im Saarland vom 
18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1249) aufrechterhalten sind, und 

2. in § 1431 an die Stelle des Schlechtwetter- 
geldes idle Lohnausfallvergütung gemäß 
Nummer 1 tritt" 

Begründung zu lfd. Nr. 13 und 14 

Im Saarland besteht seit über 10 Jahren eine 
Regelung über die Vergütung von Lohnausfall 
für die Arbeiter der gewerblichen Betriebe in- 
folge ungünstiger Witterungsverhältnisse. Diese 
Regelung hat sich bewährt, so daß in dem am 
1. Januar 1959 im Saarland in Kraft getretenen 
Gesetz Nr. 628 zur Einführung des AVAVG aus- 


drücklich die Weitergeltung dieser Vorschriften 
bestimmt worden ist (vgl. Artikel 1 § 13 des Ge- 
setzes Nr. 628 — Amtsblatt des Saarlandes 1958 
S. 1249). 

Die saarländischen Vorschriften sind gegenüber 
der Regierungsvorlage Insbesondere ln folgen- 
den Punkten günstiger: 

1. Der anspruchsberechtigte Personenkreis ist 
größer, da alle Arbeitnehmer ln Betrieben 
nach § 105 Abs, 1 der Gewerbeordnung 
Lohnausfallvergütung erhalten können. 

2. Die Vergütung wird bereits für jede Ausfall- 
stunde gezahlt. 

3. Auch angesLelltenversicheirungspfllchtige Ar- 
beitnehmer haben Anspruch auf die Ver- 
gütung. 

4. Die Höhe der Vergütung beträgt ln jedem 
Falle 60 v. H. des tatsächlich erzielten Brutto- 
entgelts. 

Nach der Begründung zu Artikel VI des Ent- 
wurfs wird mit der Regelung des Unterab- 
schnitts C für das Bundesgebiet Neuland betre- 
ten. Das kann jedoch nicht für das Saarland gel- 
ten, da die saarländischen Vorschriften in ihrer 
Über zehnjährigen Anwendung bereits erprobt 
sind. Es wird für die saarländischen Arbeitneh- 
mer als unzumutbar angesehen, daß sie auf 
Kosten Ihrer günstigeren Regelung eine von 
vorherein als vorläufig bezeichnete Regelung 
miterproben sollen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen 
des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1, (Artikel I Nr. 4 — §§ 57, 74 Abs. 3, § 87 

Abs. 6 und § 146) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Frage, ob Bezieher von Renten wegen Berufs- 
unfähigkeit in den Arbeitslosenversicherungsschutz 
einbezogen werden sollen, war vor Verabschiedung 
der Novelle zum AVAVG vom 23. Dezember 1956 
Gegenstand eingehender Erörterungen. Nachdem 
sich der Ausschuß für Arbeit für die Versicherungs- 
freiheit dieses Personenkreises ausgesprochen 
hatte (vgl. BT-Drucksache 2714 der 2. Wahlperiode 
S. 5 zu § 69a), schloß sich das Plenum des Bundes- 
tages nach erneuter Erörterung (vgl. die Nieder- 
schriften über die 171. und 172. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 14. und 15. November 1956 
S. 9414, 9506) dieser Auffassung an. Auch im Ver- 
mittlungsausschuß ist die Frage im Sinne der Re- 
gierungsvorlage und der Entscheidung des Bundes- 
tages behandelt worden. Die Verhältnisse haben 
sich seit Verabschiedung der Novelle von 1956 
auch auf Grund der Rentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetze nicht wesentlich geändert. Die Bun- 
desregierung sieht daher keine Veranlassung für 
eine Änderung des geltenden Rechts. Sie hat diese 
Auffassung bereits in der Beantwortung eine Gro- 
ßen Anfrage in der Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 30. Januar 1959 (vgl. Niederschrift über 
die 60. Sitzung S. 3270) vertreten. 

Zu 2. (Artikel I Nr. 6 Buchstabe a — § 87 Abs. 2) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Ausschuß für Arbeit des Bundestages hat es 
bei der Beratung der Novelle zum AVAVG vom 
23. Dezember 1956 für erforderlich gehalten, die 
Zahl der früher geltenden Stufen der Anspruchs- 
dauer von 7 auf 5 herabzusetzen (vgl. BT-Druck- 
sache 2714 der 2. Wahlperiode S. 9 zu § 99). Der 
Bundestag ist dem entsprechenden Vorschlag des 
Ausschusses gefolgt. Die seit dem 1. April 1957 
geltende Neuregelung hat sich bewährt und auch 
zu einer Verwaltungsvereinfachung geführt. Die 
über 26 Wochen hinausgehende Bezugsdauer ist 
eine Art Prämie für einen schadenfreien Verlauf 
der Versicherung und soll daher nur in Ausnahme- 
fällen erreicht werden. Das gilt um so mehr, als 
seit dem 1, April 1957 die Bezugsdauer von 52 Wo- 
chen bereits nach einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung von 3 Jahren (früher 5 Jahre) er- 
reicht werden kann. Die vom Bundesrat empfohlene 
Abstufung und die Streichung des Satzes 2 im § 87 


Abs. 2 würden der Vorschrift den Ausnahmecharak- 
ter nehmen und der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung ein untrag- 
bares Risiko für Zeiten einer rückläufigen Konjunk- 
tur aufbürden. 

Zu 3. (Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe b — § 89 Abs. 6 
Nr. 1) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bedenken des Bundesrates gegen die neue Fas- 
sung des § 89 Abs. 6 Nr. 1 werden nicht geteilt. 
Durch einen aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen nicht realisierbaren Anspruch auf Leistun- 
gen seitens Dritter kann der Lebensunterhalt in 
keinem Falle „sichergestellt" werden. Die Neufas- 
sung stellt lediglich klar, daß solche Ansprüche 
gegen Dritte bei der Gewährung des Familien- 
zuschlags zu berücksichtigen sind, die erfüllbar sind 
und deren Durchsetzung ausschließlich von dem 
Willen der Angehörigen abhängig ist. Es würde 
dem Grundsatz der Subsidiarität der Familienzu- 
schläge, der dem Absatz 6 des § 89 in der jetzigen 
wie in der Fassung des Regierungsentwurfs zu- 
grunde liegt, widersprechen, wenn die Versicherten- 
gemeinschaft für Angehörige von Versicherten Zu- 
schläge leistet, die es unterlassen, durchsetzbare 
Ansprüche geltend zu machen. 

Zu 4. (Artikel I Nr. 9 — § 90) 

Zu der Anregung des Bundesrates, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob und inwie- 
weit die Beitragsbemessungsgrundlage mit der im 
Entwurf vorgesehenen neuen Leistungsbemessungs- 
grundlage in der Arbeitslosenversicherung in Über- 
einstimmung gebracht werden kann, nimmt die 
Bundesregierung wie folgt Stellung: 

Eine Änderung der Beitragsbemessungsgrundlage 
für die Arbeitslosenversicherung kann infolge der 
Koppelung des Beitragseinzuges mit dem der Kran- 
ken- und Rentenversicherung nicht ins Auge gefaßt 
werden. Das .Versicherungsprinzip wird durch die 
Fassung des Entwurfs zudem nicht verletzt. In der 
Arbeitslosenversicherung gibt es seit jeher keine 
völlige Übereinstimmung der Bemessungsgrundlage 
für Beitrag und Leistung. Die Bemessungszeiträume 
haben sich nie gedeckt. Das Arbeitslosengeld wird 
nach der Flöhe des Arbeitsentgelts in einem Zeit- 
raum von 13 Wochen bemessen; der Entgeltdurch- 
schnitt dieses Zeitraumes kommt keineswegs immer 
dem Entgeltdurchschnitt nahe, den der Arbeitslose 
während der viel längeren Zeitdauer seiner Be- 
schäftigung erzielt hat, durch die er die Anwart- 
schaftszeit (§ 85 AVAVG) erfüllt oder den An- 


25 



Drucksache 1240 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Spruch auf eine verlängerte Bezugsdauer (§ 87 
Abs. 1 und 2) erlangt hat. Die Höhe des Arbeits- 
losengeldes ist zwar auch vom Entgelt abhängig, 
differiert aber trotz des gleichen Beitragssatzes im 
Verhältnis zum Arbeitsentgelt; das Arbeitslosen- 
geld ist bei niedrigem Entgelt prozentual höher, 
bei höherem Entgelt prozentual niedriger. Darüber 
hinaus wird seine Höhe vom Familienstand beein- 
flußt. Die Zusammenhänge zwischen der Grundlage 
der Beitragsbemessung und der Bemessung des 
Arbeitslosengeldes sind also sehr lose. Im übrigen 
wird darauf hingewiesen, daß die vorgesehene Än- 
derung des § 90 nicht nur für Angehörige der 
Bauwirtschaft, sondern für alle Versicherten Gül- 
tigkeit hat. 

Zu 5. (Artikel I Nr. 9 — § 90 Abs. 5) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die dem Vorschlag offenbar zugrunde liegende 
Annahme, daß die vorgeschlagene Verlängerung 
des Bemessungszeitraumes stets zu einer höheren 
Bemessungsgrundlage und damit zu höheren Lei- 
stungen führt, ist unbegründet; eine umgekehrte 
Auswirkung ist nicht ausgeschlossen. ! 

Der Entwurf weicht hinsichtlich der Bemessungs- j 
grundlage für Heimarbeiter nur insoweit von dem 
geltenden Recht ab, als an die Stelle des Bemes- 
sungszeitraumes von 13 Wochen ein Bemessungs- 
zeitraum von 10 Wochen treten soll. Dieser Zeit- 
raum entspricht dem der Bemessung der Unterstüt- 
zung in der Arbeitslosenhilfe (§ 148 AVAVG). 
Unzuträglichkeiten sind hieraus in der Arbeits- | 
losenhilfe nicht entstanden. Die Kürzung des Be- 
messungszeitraumes dürfte nur ausnahmsweise und 
dann nur unbedeutende Auswirkungen auf die Be- i 
messungsgrundlage für Heimarbeiter haben. Mit | 
der Neufassung des § 90 wird insbesondere auch ; 
eine Vereinfachung der Verwaltungsarbeit erstrebt. ! 
Dieses Ziel würde in vorliegendem Falle nicht er- | 
reicht, wenn der Bemessungszeitraum, der grund- i 
sätzlich verkürzt werden soll (§ 90 Abs. 2 des Ent- | 
Wurfs), hier sogar eine über die bisherige Rege- 
lung hinausgehendc Verlängerung erfahren würde. 

Absatz 5 des Entwurfs findet auch dann Anwen- 
dung, wenn in dem Bemessungszeitraum von 10 i 
Wochen teils Heimarbeit, teils Betriebsarbeit ge- , 
leistet wurde. Diese Regelung, die eine erhebliche , 
Vereinfachung der Verwaltungsarbeit zur Folge ' 
hat, wäre nicht mehr aufrechtzuerhalten, wenn der j 
Bemessungszeitraum auf 26 Wochen erweitert 
würde. Es müßte für diese Fälle eine komplizierte I 
Regelung über die unterschiedliche Berücksichtigung | 
von Zeiten der Betriebsarbeit und Heimarbeit ge- 
schaffen werden. 

Zu 6. (Artkel I Nr. 13 — § 119) 

Dem Vorschlag -wird nicht zugestimmt. 

Das Kurzarbeitergeld kann aus Mitteln der Arbeits- 
losenversicherung seinem Wesen nach nur für eine 
relativ kurze Zeit gewährt werden. Sofern sich die 
Arbeitszeitverkürzung, die die Gewährung des 
Kurzarbeitcrgeldes auslöst, über einen Verhältnis- i 


mäßig langen Zeitraum erstreckt, muß in aller Regel 
unterstellt werden, daß es sich nicht mehr um 
einen „vorübergehenden'' Arbeitsmangel i. S. des 
§ 117 Abs. 1 Nr. 2 handelt; insoweit sind alsdann 
die Voraussetzungen für die Gewährung des Kurz- 
arbeitergeldes nicht mehr gegeben. Inwieweit in 
solchen Fällen auf andere Möglichkeiten einer Hilfe 
für die betroffenen Betriebe zurückgegriffen wer- 
den kann, ist hier nicht zu erörtern. 

Entsteht allein schon durch die Gewährung des 
Kurzarbeitergeldes die Gefahr, daß die Arbeits- 
rentabilität gemindert und der notwendige Reini- 
gungsprozeß der Wirtschaft aufgehalten ' wird, so 
vergrößert sich diese Gefahr, je länger Kurzarbei- 
tergeld gewährt wird. Auch verliert der sozial- 
politische Wert des Kurzarbeitergeldes für den 
Arbeitnehmer mit der Dauer seiner Gewährung 
immer stärker an Bedeutung. 

Im Gegensatz zu dem z. Z. geltenden Recht soll 
nach der Regierungsvorlage das Kurzarbeitergeld 
nicht mehr wie bisher nur für 14 Wochen, sondern 
in allen zugelassenen Betrieben bis zu 26 Wochen 
gewährt werden können, ohne daß es hierzu einer 
besonderen Anordnung des Verwaltungsrates be- 
darf. Mit der Gewährung des Kurzarbeitergeldes 
für 26 Wochen muß grundsätzlich die Grenze er- 
reicht sein, die es gestattet, aus Mitteln der Ar- 
beitslosenversicherung Betrieben finanziell zu hel- 
fen, die sich in vorübergehenden Produktions- oder 
Absatzschwierigkeiten befinden. Lediglich in außer- 
gewöhnlichen Fällen, wie sie sich beispielsweise 
als Auswirkung der Verflechtung der deutschen 
Wirtschaft mit der Weltwirtschaft ergeben können 
und deren Regelung von besonderer arbeitsmarkt- 
politischer Bedeutung ist, soll dem Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung die Möglichkeit ein- 
geräumt werden, die Gewährung des Kurzarbeiter- 
geldes bis zu 40 Wochen zu gestatten. Eine weitere 
Verlängerung erscheint aus den vorgenannten 
Gründen als nicht vertretbar. 

Zu 7. (Artikel I Nr. 14 Buchstabe b — § 121 Abs. 2) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Nach der Regierungsvorlage soll die Zuordnung der 
Kurzarbeiter zu den einzelnen Leistungsgruppen 
durch Rechtsverordnung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung bestimmt werden, um 
späteren Änderungen des Lohnsteuerklassen- 
systems, das bisher die Grundlage der Zuordnung 
bildete und auch künftig bilden wird, sofort fol- 
gen und dadurch Rechtsunsicherheit Vorbeugen zu 
können. Die Regelung nach der Regierungsvorlage 
soll also gerade dazu dienen, die Rechtsklarheit zu 
sichern. Die dem derzeitigen Lohnsteuerklassen- 
system angepaßte Rechtsverordnung wird unver- 
züglich nach Verkündung des Gesetzes erlassen 
werden. 

Zu 8, (Artikel I Nr. 15 - ^ § 124) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Bei der Neugestaltung des AVAVG durch die No- 
velle vom 23. Dezember 1956 wurden die in der 


26 



Deutsdier Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1240 


gesetzlichen Rentenversicherung im Zusammenhang 
mit der Arbeitslosigkeit auftretenden Probleme als 
zur Rentenversicherung gehörig ausdrücklich aus- 
geklammert; dementsprechend wurden sie system- 
gerecht im Rahmen der Rentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetze geregelt. Es hieße diese Entwick- 
lung in einer grundsätzlichen Frage umkehren, 
wenn jetzt Probleme der Teilarbeitslosigkeit im 
AVAVG zu Lasten der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung gelöst 
würden. Abgesehen von diesen grundsätzlichen Er- 
wägungen und abgesehen davon, daß eine der- 
artige Regelung nicht auf Ausfälle infolge von 
Schl echt Wetter beschränkt werden könnte, sprechen 
auch rechtssystematische Gründe gegen eine der- 
artige Regelung im AVAVG. Bei einer künftigen 
Überprüfung der Rentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetze wird erwogen werden, ob und in wel- 
cher Weise das vom Bundesrat aufgezeigte Pro- 
blem gelöst werden kann. 

Zu 9. a) (Artikel I Nr. 17 — § 143a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die in der Begründung des Vorschlags zutage tre- 
tende Befürchtung, daß die Wettbewerbsfähigkeit 
der öffentlichen Hand beeinträchtigt werden könnte, 
ist angesichts der Mehrkosten, die das Winterbauen 
verursacht, unbegründet. 

Zu 9. b) (Artikel I Nr. 17 — § 143c) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 9. c) (Artikel I Nr. 17 — § 143d Abs. 1 Nr. 2, 

§ 143e Abs. 1 Nr. 2) 

Zu der Anregung des Bundesrates, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob es nicht 
zweckmäßig ist, den Ausfall mindestens eines hal- 
ben Arbeitstages anstelle eines vollen Arbeitstages 
zur Voraussetzung für die Gewährung von Schlecht- 
wettergeld zu machen, nimmt die Bundesregierung 
wie folgt Stellung: 

Die Fassung des Entwurfs ist insoweit mit den 
Sozialpartnern der Bauwirtschaft, auf deren Bereit- 
schaft zur Mitarbeit es für eine ordnungsgemäße 
Durchführung der vorgesehenen Regelungen we- 
sentlich ankommt, abgestimmt worden. Die Berück- 
sichtigung einer kürzeren Ausfallzeit als der eines 
vollen Tages würde die ohnehin zu erwartenden 
Schwierigkeiten für die Arbeitsämter, die die Ent- 
scheidung über die Gewährung von Schlechtwetter- 
geld zu treffen haben, noch vergrößern. Der Ver- 
suchscharakter der Vorschriften zur Förderung der 
ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft 
gebietet es, zunächst die Erfahrungen über die 
verwaltungsmäßige Durchführbarkeit und die finan- 
ziellen Auswirkungen zu sammeln (vgl. Artikel VI 
des Entwurfs). | 

Zu 9. d) (Artikel I Nr. 17 — § 143e Abs. 2) I 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Das Schlechtwettergeld dient dem Zweck, die Be- | 
schäftigungsverhältnisse aufrechtzuerhalten. Dieser j 


Zweck kann nicht mehr erreicht werden, wenn dem 
Arbeitnehmer gekündigt wird. 


Zu 9. f) (Artikel I Nr. 17 — § 143g) 

Zu aa) (§ 143g Abs. 2) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Vgl. Begründung zu 7. (Artikel I Nr. 14 Buchstabe b 
— § 121 Abs. 2) 

Zu bb) (§ 143g Abs. 1) 

Die Bundesregierung schlägt, um dem Anliegen 
des Bundesrates Rechnung zu tragen, folgende Fas- 
sung des § 143g Abs. 1 vor: 

„(1) Das Schlechtwettergeld beträgt je Ausfalltag 

in der Leistungsgruppe I 

fünfundvierzig vom Hundert, 

in der Leistungsgruppe II 

neunundvierzig vom Hundert, 

in der Leistungsgruppe III 

dreiundfünfzig vom Hundert und 

in der Leistungsgruppe IV 

siebenundfünfzig vom Hundert 

des Bruttoarbeitsentgelts, das der Arbeitnehmer im 
letzten geschlossenen Lohnabrechnungszeitraum 
vor dem Eintritt des jeweiligen Arbeitsausfalls 
durchschnittlich in der Arbeitsstunde erzielt hat, 
vervielfacht mit der Zahl der Arbeitsstunden, die 
regelmäßig betriebsüblich am Ausfalltage innerhalb 
der tariflichen wöchentlichen Arbeitszeit geleistet 
worden wäre. Arbeitsstunden, für die Mehrarbeits- 
zuschläge zu zahlen wären, sind nicht zu berück- 
sichtigen. Von diesem Bruttoarbeitsentgelt ist das 
aus einer unselbständigen oder selbständigen 
Tätigkeit am Ausfalltage erzielte oder für den Aus- 
falltag zu beanspruchende Einkommen abzusetzen. 
§ 90 Abs. 9 gilt entsprechend." 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
Schlechtwettergeld in der Regel höher als das Ar- 
beitslosengeld sein soll. Die Vomhundertsätze des 
§ 143g sind aus diesem Grunde höher als die ent- 
sprechenden des Arbeitslosengeldes. 

Das Schlechtwettergeld wird für Ausfalltage in 
Vomhundertsätzen des ausgefallenen Tagesentgelts 
gewährt. Es kann daher nicht auf die wöchentliche 
Arbeitszeit abgestellt werden. 


Zu 10. (Artikel I Nr. 18 — § 145) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Nach § 145 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b letzter Satz 
bleiben bei der Berechnung der den Anspruch auf 
Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe begründen- 
den Beschäftigungszeiten solche außer Betracht, für 
die wegen Krankheit, Urlaub oder unberechtigter 
Arbeitsversäumnis kein Arbeitsentgelt gezahlt wor- 
den ist. Die Vorschrift steht in rechtlicher Über- 
einstimmung mit § 85 Abs. 1 Satz 2, wonach in der 
Arbeitslosenversicherung derartige Beschäftigungs- 
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Zeiten nicht zur Erfüllung der Anwartschaftszeit 
dienen können. Diese rechtliche Übereinstimmung 
würde aufgehoben, wenn das Wort „Krankheit" 
gestrichen würde. Dem Vorschlag des Bundesrates 
kann aber auch aus anderen Gründen nicht gefolgt 
werden. Die Gesetze zur Änderung und Ergänzung 
des AVAVG vom 16. April und 23. Dezember 1956 
haben den Grundsatz einer gewissen tatsächlichen 
Mindestbeschäftigungsdauer als Voraussetzung für 
den Zugang zur Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe bereits so weitgehend durchbrochen, daß 
eine weitere Lockerung nicht vertretbar ist. Der 
Vorschlag würde dazu führen, daß ein einziger Tag 
tatsächlicher Beschäftigung den Anspruch begrün- 
den könnte. Damit würde im Ergebnis der Zweck 
der Vorschrift illusorisch gemacht. 

Zu 11. (Artikel I Nr. 21 — § 150) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Frage, ob Rente der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung in der Arbeitslosenhilfe bis zu einer be- 
stimmten Höhe bei Bedürftigkeitsprüfung unbe- 
rücksichtigt bleiben kann, ist von den gesetzgeben- 
den Körperschaften wiederholt behandelt und jedes 
Mal verneint worden. 

Bereits bei der Beratung des Gesetzes über An- 
rechnung von Rente in der Arbeitslosenfürsorge 
vom 18. Juli 1953 (BGBl. I S. 660) wurden ent- 
sprechende Anträge — Umdrucke Nr. 851, 856 der 
1. Wahlperiode - — abgelehnt (Protokoll der 260. Sit- 
zung des Bundestages vom 16. April 1953 S. 12683). 
Im Vermittlungsausschuß, den der Bundesrat ange- 
rufen hatte (BR-Drucksache 176/53 [Beschluß], BT- 
Drucksache Nr. 4330 der 1. Wahlperiode), wurde 
dem Antrag auf Nichtberücksichtigung der Unfall- 
rente als Einkommen bei der Bedürftigkeitsprüfung 
in der Arbeitslosenfürsorge nicht stattgegeben (Pro- 
tokoll der Bundestagssitzung vom 11. Juni 1953 
S. 13309). Nur Grundrente nach dem BVG und Ren- 
ten, die den Opfern nationalsozialistischer Verfol- 
gung wegen einer durch die Verfolgung erlittenen 
Gesundheitsschädigung gewährt werden, waren dem- 
nach von der Anrechnung auf die Arbeitslosenfür- 
sorge ausgenommen. Bei diesen Renten handelt es 
sich um öffentlich-rechtliche Versorgungsansprüche 
gegen die Allgemeinheit für in deren Diensten er- 
littene Schäden bzw. für erlittenes Unrecht mit den 
Folgen einer Gesundheitsschädigung. Die Einbezie- 
hung der Unfallrente in die Bestimmungen über 
Nichtanrechnung verbietet sich mit Rücksicht auf 
den völlig anders gearteten Charakter dieser Rente. 
Eine Sonderbehandlung der Verletztenrente aus der 
Unfallversicherung wäre gegenüber den Renten der 
gesetzlichen Rentenversicherung nicht gerechtfer- 
tigt. 

Bei der Neuregelung der Arbeitslosenhilfe durch 
das Gesetz vom 16. April 1956 (BGBl. I S. 243) und 
bei Einführung dieser Neuregelung in die Neu- 
gestaltung des gesamten AVAVG durch das Gesetz 
vom 23. Dezember 1956 (BGBl. I S. 1018) hat der 
Bundestag diese Regelung erneut geprüft und wie- 
derum bestätigt. Er hat damit zum wiederholten 
Male klargestellt, daß die Leistungen der Arbeits- 


losenhilfe gegenüber den Renten der Unfallver- 
sicherung ebenso wie gegenüber allen anderen 
Renten der Sozialversicherung subsidiären Cha- 
rakter hat. 


Zu 12. a) (Artikel I Nr. 25 — § 209 Abs. 1) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die in der Rechtsverordnung zu regelnde Materie 
berührt ausschließlich den Geschäftsbereich der 
Bundesanstalt, da es sich bei dem Schlechtwetter- 
geld nur um eine besondere Leistungsart der Ar- 
beitslosenversicherung handelt, die aus dem Bei- 
tragsaufkommen finanziert wird. Insoweit liegen 
grundsätzlich die gleichen Voraussetzungen vor wie 
bei der Rechtsverordnung zu § 116 Abs. 1 AVAVG. 
Bei der Beratung der Novelle zum AVAVG vom 
23. Dezember 1956 hatte der Bundesrat sowohl im 
ersten wie im zweiten Durchgang die Zustimmungs- 
bedürftigkeit der Rechts Verordnung zu § 130 Abs. 1 
a. F. (jetzt § 116 Abs. 1) geltend gemacht. Der 
Bundestag und der Vermittlungsausschuß haben 
sich dieser Auffassung' nicht angeschlossen. 

Zu 12. b) (Artikel I Nr. 25 — § 209 Abs. 2) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund der im Ent- 
wurf vorgesehenen Ermächtigung erlassen werden, 
ergehen ausnahmslos nach den Vorschriften des 
AVAVG, nicht dagegen nach dem Zweiten Ände- 
rungsgesetz zum ÄVÄVG. Da der Ärtikel V des 
Entwurfs nicht Bestandteil des AVÄVG wird, ge- 
hört die vorgesehene Berlin-Klausel rechtssyste- 
matisch unmittelbar ins ÄVÄVG. 


Zu 13. (Artikel V) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Vergleiche Begründung zu 12. b). 


Zu 14., 15. (Artikel VII und VIII) 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Die Frage der Weitergeltung der saarländischen 
Vorschriften über die Gewährung von Lohnausfall- 
vergütung infolge ungünstiger Witterungsverhält- 
nisse ist schon anläßlich der Einführung der bun- 
desdeutschen Fassung des AVAVG im Saarland 
mit der Regierung des Saarlandes erörtert worden. 
Der vorläufigen Beibehaltung wurde insbesondere 
deshalb zugestimmt, weil es eine entsprechende 
Regelung für das übrige Gebiet der Bundesrepu- 
blik noch nicht gab. In den Verhandlungen blieb 
aber nicht zweifelhaft, daß bei einer Neuregelung 
des Gesamtproblems die saarländischen Sondervor- 
schriften wegfallen. Aus diesem Grunde unterblieb 
auch die vom Saarland selbst angeregte Änderung 
der saarländischen Vorschriften. Diese Änderungen 
erschienen dem Saarland an sich nötig, weil an- 
dernfalls untragbare Haushaltsdefizite zu erwarten 
waren. Im übrigen trifft es auch nicht zu, daß die 
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saarländischen Vorschriften insgesamt gesehen Beschäftigungsverhältnisse in der Bauwirtschaft ge- 
günstiger sind. Durch dieses Gesetz und die gleich- schaffen. Die Rechtseinheitlichkeit im Bundesgebiet 
zeitig zu verwirklichenden Maßnahmen der Sozial- und die Einheitlichkeit der Verwaltungsführung 
Partner auf dem Tarifgebiet werden insgesamt der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
günstigere Voraussetzungen für die saarländischen beitslosenversicherung erfordern den Wegfall der 
Arbeitnehmer und für die Aufrechterhaltung der saarländischen Vorschriften. 
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